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Einleitung. 



Es erscheint vielleicht als ein allzu 
Ußteraehmen, wenn mit so wenig practis 
retischer Erfahrung ein Versuch gewagt v 
Materie das Wort zu ergreifen, die, weni) 
genössischem Boden, noch beinahe unbert 
der noch die meisten Sätze bisher ohne 
wenduDg geblieben sind. Man kann sagen 
sich in dieser Materie gleichsam in einem 
forschten und wenig bekannten Lande. Ei 
dass ausser in der Praxis der zarcherische 
zirks-Gericht Zürich und Ober-Gericht Züi 
Haftpflichtgesetz noch fast nirgends und ai 
vereinzelten FiLllen Anwendung gefunden hal 
Gericht, das fQr die diesfällige Praxis massg 
entscheidend ist, hat bis heute *) noch kein 
Urtheil gefällt Was soll es nun nfltzen, w 
von so entfernt stehender Seite, überhaup 

*) Seither eind einsclilageade Fälle behandelt 
fahrt worden in : 

Entscheidungen dee Bcbweiz. BundeegerichteB. 
p. 440 f. 



Sachen gesagt wird? Der vorliegende Versuch beansprucht 
nuD keineswegs in der Materie etwa den Weg weisen zu 
wollen, sondern er soll nur an der Hand bewährter und 
bewährtester Führer gelegentliche Ideen über die einzelnen 
Grundsätze unseres eidgenössischen Bundesgesetzes im Ver- 
gleich zu ausländischer Gesetzgebung und Praxis aus- 
sprechen. Er soll erfahrene und critische Federn auf das 
weite und dankbare Feld aufmerksam machen, das noch 
ganz brach liegt und der Bebauung haiTt 

Wir beginnen mit einem kurzen Ueberblick über das 
französische Recht und die Praxis jener Gerichte. Das 
englische Recht wird ebenso kurz ohne jede Speeulation 
dargestellt. Bei der Gegenüberstellung der deutschen und 
schweizerischen Gesetze fussen wir für die Darstellung 
der ersteren vollständig auf die neuesten Conunentare von 
Endemann II. Auflage 1876, Kah 1874 und Eger 1876, 
so dass wir in Bezug auf das deutsche Haftpflichtgesetz 
jeweilen auf die genannten Commentare verweisen können. 
Ueber das schweizerische Gesetz gaben uns in erster Linie 
die Motive des Gesetzes in «den schweizerischen Rechts- 
Einheitsbestrebungen» von Herrn Prof. Dr. Fick Aufschluss, 
ebenso das erst in diesen Tagen erschienene «Rechts- 
gutachtenn des nämlichen Verfassers «über den Begriff 
des Betriebesn. Femer dienten uns «die Botschaften des 
Bundesrathes zum revidirten Gesetze Ober den Bau und 
Betrieb der Eisenbahnen vom 16. Juni 1871,» Bundesblatt 
1871. Band n, diejenige a betreffend ein Bundesgesetz über 
die Verbindlichkeit der Eisenbahnen und anderer vom 
Bunde concedirter Transport-Anstalten für die beim Bau 
und Betriebe herbeigeführten Tödtungen und Verletzungen» 
vom 26. Mai 1874, Bundesblatt 1874 Bandl; «betreffend 



das Postregala vom 20. Juni 1874 ibid.; «die Ben 
ständerätMichen und der nationalräthlichen Comn 
betreffend «die Haftbarkeit von Transport-Anata 
wegen Tödtungen etc.» vom 18. Sept 1874, Bundt 
20. Oct. 1874 ibid. in B. 

Endlich waren uns in der liebenswÜrdigBtei 
die erst- und zweitinstanzlichen zürcherischen Pi 
und Urtheile aber die einschlagenden Fälle oiF 
dieser Gelegenheit wollen wir nicht unterlassen, c 
ehrten Herren, die uns ihren Rath angedeih«n 
unseren herzlichsten Dank auszusprechen. 

Die Absicht unserer Arbeit ist demnach die 
Zusammenstellung der verschiedenen ausländischen 
gebungen, besonders der deutschen, mit unserem s 
rischen Bundesgesetze über die Haftpflicht der Ti 
Anstalten bei Tödtungen und Verletzungen, die ä 
und die verschiedenen Gesichtspunkte anzusuchen 
Nachahmungswürdige der fremden Gesetzgebung ud 
hervorzuheben. 

Zürich, im Juli 1878. 



ftpflicht der Transport-Anstalten etc. 
nach französischem Recht. 



emeine Recht stellt im Allgememen den Grund- 
lass für aussercontractliche rechtswidrige Hand- 
der Regel der Thäter einzustehen hat *). Von 
m hat dasselbe aber Ausnahmen gestattet, die 
iß zwei Hauptgruppen theilen lassen. In dem 
ist die Haftung für fremde rechtswidrige Hand- 
rbundeu mit einem dauernden Verhältniss der 
jng, man kann sagen der Stellvertretung, in- 
laftende ganz an Stelle des Handelnden tritt, 
chtlich gar nicht oder nur beschränkt handlungs- 
Zu dieser Gruppe gehören die Fälle der Haftung 
unilias für Handlungen seiner Familienangehö- 
Herm für Handlungen seines Sclaven. Das 
ht, welches dem dominus jede Gewalt Über seine 
:n einräumte, liess auch eine unbedingte Haftung 
eintreten; dieses Verhältniss wurde durch Ge- 
er noxae datio gemildert, d. h. anstatt selbst 
itimatto des angerichteten Schadens einzustehen, 

yBs, Haftnog für fremde culpa- Zürich, 1867, 
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konnte der dominus den Schuldigen an den 
abtreten. Nach EinfQhrung des pecnlium versc 
sammen mit der ausgedehnten Gewalt des pa 
auch seine strenge Haftung nnd der Verletzte 1 
von nun au einzig aa das peculiar-YermÖgen 
digen halten. Der paterfamilias haftet von o 
dann, wenn bei Begehung der schädigenden Hani 
ihn ein Verschulden trifft. Er haftet in dies« 
delicto. 

Im andern Falle fusst die Haftung für fren 
Widrigkeit lediglich auf Zweckmässigkeitsgrün( 
hat mit Kücksicht auf das allgemeine Wohl t 
von Unternehmern für Handlungen ihrer AngesI 
rechtlich mit ihnen auf der gleichen Linie steht 
haftbar erklärt. Dies schien vom ökouomisch- 
Standpunkte aus gerechtfertigt, um das Publicui 
diesen Unternehmern verkehren musste, vor d 
gerischen Einvernehmen des Herrn mit seiner 
sicherzustellen. Dem Geschädigten war zugleicl 
Mühe genommen, in einem ihm vielleicht gan 
Lande, nach fremden Rechtsnormen, erst lange i 
selbst zu suchen und dann etwa mit einem 
unföhigen Schuldner proeessiren zu mtlssen. D 
der Unternehmer wurde jedoch sogleich wieder 
auf Handlungen, welche die Angestellten vomehi 
halb des Wirkungskreises, der ihnen vom haften 
nehmer angewiesen ist. Dies sind die Fälle di 
der Schiffer, der Gast- und Stallwirthe für Besch 
welche bei Ausübung ihres Berufes von ihren A 
begangen werden. Der Pächter von Staatseinkll 
für die Handlungen seiner Untergebenen haftba 
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; vor Ueberschreitungen und Gewaltthaten bei 
'on Steuern und Zöllen. Endlich gehört bieher 
sr actio de effusis et dejectis, wonach der Be- 
;5 Hauses haftet*), wenn Jemand beschädigt wird 
1 aus einem Hause geworfenen oder gegossenen 
, gleichviel ob er selbst der Schuldige sei oder 
r ist die publica utilitas der Grund für die Ein- 
iser Haftung. Der gleiche Grund, der auch im 
fechte Hiebt nur diese letzte Haftung beibehalten, 
; Haftung fUr fremde rechtswidrige Handlungen 
tem Hess. Den römischen Juristen erschien 
directe Haftung für ein vom Haftenden gar 
ngenes Vergehen so abnorm, dass sie doch 
zum Schein eine eigene Schuld desselben ön- 
ihn daher verpäicbten zu können, d. h. es wurde 
eit des Unternehmers und Hausbewohners an- 
bei der Auswahl seiner Angestellten und bei 
'achung seiner Hausleute. Aus dieser obligatio 
tlicto wurde dann deren Haftpflicht abgeleitet. 
,6 civil**), wo die Rücksicht auf das ordre public 
onnes moeurs, d. h. die öffentliche Wohlfahrt 
en Einfluss austlbt, wurde dieser gleiche Gnind- 
lommen und analog weitergebildet Auch hier 
Verschulden präsumirt und aus dieser obligatio 
ilicto die Haftung der Auftraggeber abgeleitet. 
Unterschied des französisch rechtlichen Princips 
; von dem Grundsatz der deutschen und schwei- 



Ischeid II, 651 f., 664 f. 

>ii, Code ciTÜ, p. 1620; Laureat, principes, p. 1 

446; Aubry und Bau, pag. 756 f. 
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zerischeD Gesetze, in diesen ist der Standpunkt der ol 
quasi ex delicto fallen gelassen, dafür durch Ges< 
obligatio ex lege die Haftpflicht ausgesprochen. 

Der Art. 1384 C. c. bestimmt: « on est respi 
non seulement du dommage que Ton cause par son 
fait, mais encore de celui qui est caus6 par le f 
persoones, dont on doit r^pondre. » 

Laurent a. a. 0. erklärt die Ausdehnung der '^ 
wortliehkeit für fremdes Verschulden damit, dass wenn J 
die Pflicht hat, die Handlungen eines Dritten zu über 
und zu leiten und dieser Dritte irgend einen S 
anrichtet, vorausgesetzt werde, der Schaden sei ents 
wegen mangelnder Aufsicht, wegen Fahrlässigkeit 
wegen eines Verschuldens. Die Verantwortlichkeit für 
Handlungen entspringt also einem präsumirten Verse 
einem quasidelict. Der Unterschied ist einzig der, ( 
einen] Fall ein Verschulden wirklich vorliegt, im ai 
bei der Haftung für fremde Schuld, für Schuld dei 
Bomies dont on doit röpondre, ein Verschulden'angen 
wird. Der cit Artikel führt dailn diejenigen Persom 
welche für die Handlungen Dritter verantwortlicl 
Es sind dies: der Vater und nach dessen Tode die 1 
für den Schaden, den ihre minderjährigen Kinder am 
die mit ihnen in derselben Haushaltung wohnen; c 
zieher und Lehrherren haften für den Schaden, dt 
Zöglinge und Lehrlinge verursachen während der 2 
der sie unter ihrer Aufsicht stehen. Hier wird angenc 
bei genügender Aufsicht von Seiten der Eltern, Lehi 
hätte der Schaden verhütet werden können, das Verse 
trefie denjenigen, der die Aufsicht hätte führen n 
also ist dieser auch für denselben verantwortlicl 
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Schlüsse &et7.t der Artikel fest, dass die Voraussetzung 
eines Verschuldens und damit die Verantwortlichkeit auf- 
hört, sobald der Beweis geleistet ist, dass die Eltern, Er- 
zieher und Lehrherren die in Frage stehende Handlung 
nicht hindern konnten. 

Die französischen Gerichte befolgen, trotz ihrer aus- 
gedehnten Anwendung der im cit. Artikel ausgesprochenen 
Haftung strenge die Regel: «dass es ohne gesetzliche Vor- 
schrift keine gesetzliche Analogie gibt ; dass die gesetzlichen 
Voraussetzungen nicht weiter ausgedehnt werden können, 
nicht einmal auf, dem Wege der Analogie.» Diese Regel 
wird hauptsächlich für die Voraussetzung des Verschuldens 
festgehalten, aus welchem die Haftung für fremde Schuld 
abgeleitet wird. Auf diese Weise wird der leicht mögliche 
Abweg umgangen, Jemand für Schaden haftbar zu erklären, 
den allerdings Einer verursacht hat, für den er verant- 
wortlich ist, der aber unmöglich durch ihn vermieden werden 
konnte. In den genannten Fällen der Verantwortlichkeit 
wird die Haftung nur auf solche Handlungen Dritter aus- 
■ gedehnt, bei welchen auch eine Einwirkung möglich war, die 
also vom Haftenden hätte unmöglich gemacht werden können. 

Ganz anders als die Haftung der Eltern etc. wird im 
nämlichen Art. 1384 die Verantwortlichkeit der Meister 
und Auftraggeber bestimmt : « les maltres et les eommet- 
tants — sont responsables — du dommage causö par leura 
domestiques et pr^pos^s dans les fonctions auxquelles ils 
les ont employös. " 

Der Schlusssatz des Artikels*), welcher den Beweis 
dafür zulässt, es habe die Handlung nicht abgewendet 



) Aubry und Bau, p. 761 ; Zacchariae, § 447 und 6 
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werden können, ist auf diese Fälle nicht ausgede 
Meister ete. sind für jeden Schaden verantwortl 
ihre Arbeiter im Dienste verursachen, selbst dai 
es nicht in ihrer Macht lag, die Fahrlässigkeit 
Vergehen zu hindern. Das quasidelict, aus dem i 
Falle die Verantwortlichkeit hergeleitet wird, ist ( 
die mangelnde Aufsieht, welche die Meister sich 
Schulden komniea lassen, sondern es besteht dai 
sie bei Auswahl ihrer Beauftragten unvorsichtig i 
gegangen sind. Aus diesem Grundsatz werden 
Auftraggeber für allen Schaden verantwortlich 
den ein Arbeiter bei seiner Dienstverrichtung 
und damit das gleiche Ziel erreicht, welches wir e 
Erlass von Special-Gesetzen erreichen konnten. W 
später sehen, dass die Arbeitgeber auch ftlr Del: 
Angestellten einstehen müssen, sobald dieselben 
der DienstverriehtuDg begangen wurden. Diese ausge 
Haftung wird damit motivirt, dass in allen Fällen, 
Schaden durch Arglist eines Arbeiters entsteht, d 
des Auftraggebers vorliege, weil er verpflichtet 
in seinem Dienste nur vorsichtiger und rechtlichei 
zu bedienen. 

Die Einrede der force majeure allein befreit 
traggeber von der Haftung und das freie Ermt 
Richters ermöglicht es, mit dieser Einrede seim 
wortlichkeit vor ungerechter Belastung zu schützen 
dem ist er natürlich mit den übrigen Einreden 
Rechts geschützt, wie ja das gapze Institut eir 
ausgebildete gemeinrechtliche Institution ist. Seim 
hört also z. B. auf, wenn das eigene Verschuldei 
schädigten erwiesen wird. 
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Die Theorie streitet immer noch darüber, wer im 
3iDDe des Artikels eigentlich Auftraggeber sei und als 
ioleher haften müsse. Laurent sagt darüber: das Gesetz 
jrwähne vorerst die Herren, welche fttr den Sehaden 
laften, den ihre Diener verursachen, bei den Verrichtungen 
fonctions), zu denen sie angestellt sind. Dann spreche es 
illgemein vom Auftraggeber, welcher für seinen Beauftragten 
lafte. Der erste Fall sei eigentlich die Anwendung der 
illgemeinen Regel, welche im zweiten Fall aufgestellt worden, 
iber der Gesetzgeber sei hierin nur dem gebräuchlichen 
iusdnicli gefolgt, wonach pröposö nicht mit domestique 
rerwechselt werde. Uebrigens sei der Grundsatz der näm- 
iche : Eine Person wird von einer anderen zu irgend einer 
Verrichtung angestellt, bei dieser Verrichtung verursacht sie 
linen Schaden und dieser fait dommageable gibt einen Klage- 
jrund gegen den Auftraggeber. An diesem Punkt gehen 
rheorie und Praxis auseinander, doch meist nur insoweit, als 
lie auf verschiedenen Wegen zum gleichen Resultat gelangen. 

Eine Ansicht ist: Man habe bei Auflegung der Haft- 
iflicht die Natur der Uebereinkunft zwischen Auftraggeber 
ind Beauftragten gar nicht zu unterscheiden. Es könne 
lieselbe eine Dienstraiethe zum Beispiel zwischen Herrn 
md Diener sein. Sie könne sich auch in einem einfachen 
landat zeigen. Dies sei gleichgültig , das Gesetz mache 
arin keinen Unterschied und durfte darin keinen Unter- 
chied machen; derjenige, der Jemand eine Dienstverrichtung 
nvertraue, sei für denselben verantwortlich. Der Fehler 
es Beauftragten werde in der Regel dem Auftraggeber 
öUig fremd sein, das sei einerlei; er wird ihm desshalb 
ngerechnet, weil er eine schlechte Auswahl getroffen hat. 
Luf pag. 611 fg. führt Laurent eine Reihe Fälle auf, aus 
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denen das Seliwanken der Praxis der Gerichtshöfe er-- 
lieh ist, in denen oft nach diesem weitern Grunc 
geurtheilt ist, oft dagegen die Haftung eine andere Be 
düng findet. Die Stellung des Auftraggebers sollte { 
fixirt und an bestimmte Functionen dem Arbeitne 
gegenüber gebunden sein. Derjenige sei der wahre 
traggeber , welcher den Arbeiter leite und überw 
Darnach ist der Aufseher der Arbeiter , der Unternf 
verantwortlich, weil der Arbeiter unter seiner Leitung 
Ueberwaehung steht. Nur bei diesem und nicht auc 
dem Bauherrn, für den vielleicht die Arbeit gemacht 
trifft auch die Voraussetzung einer fehlerhaften Wah 
damit Verantwortlichkeit zu. Die Praxis kann aber d 
engeren Grundsatz schon desshalb nicht immer treu blt 
weil oft ein Auftraggeber för einen Beauftragten v( 
wortlich ist, bei Verrichtung einer Arbeit, über wele 
gar kein Urtheil hat, die ihm ganz fremd ist, bei dei 
einer Wahl des Arbeiters, einer Leitung und Ueberwac 
nicht die Rede ist und er dann nicht wegen mange 
Leitung etc. verantwortlich gemacht werden kann. In so 
Fällen bekennt sich auch die Praxis zu dem ersten wei 
Grundsatz und bringt denselben zur Anwendung. 

Laurent selbst will das Verhältniss von commt 
und pröpose von einem Vertragsverhältniss abhängig ma 
wenn Haftung eintreten soll. Stehen nämlich die Arl 
im directen Dlenstverhältniss zum Auftraggeber (Baut 
commettant), natürlich kann er dabei auch Stellverl 
haben, so ist seine Haftung begründet. Wird die A 
durch einen Unternehmer verrichtet, so trifft diese 
Haftpflicht, indem die Arbeiter dann lediglich zu di 
in Contracts-Verhältniss stehen. 



— 18 - 

• 

Diese Frage ist in unserem schweizerischen Haftpflicht- 
gesetz für den Bau der Eisenbahnen in Art. 1 und 3 ent- 
schieden worden, und zwar dahin, dass die Eisenbahnunter- 
nehmung immer selbst hafte und nicht der Bauunternehmer, 
möge derselbe sein wer immer er wolle, ein Privatunter- 
nehmer oder eine Gesellschaft. Diese Lösung der Frage 
geschah einzig aus Gründen der Zweckmässigkeit, indem 
es dabei den Eisenbahnen unbenommen ist, sich dem Bau- 
unternehmer gegenüber das Rückgriffsrecht zu sichern, der 
Beschädigte dagegen sollte nicht erst lange den Schädiger 
suchen müssen, um sich dann einem vielleicht zahlungs- 
unfähigen Schuldner gegenüber zu befinden. Für den Be- 
trieb der Bahn ist aber, wie wir unten sehen werden, die 
Frage keineswegs gelöst und gibt augenblicklich*) zu den 
interessantesten Auseinandersetzungen zwischen den In- 
stanzen Anlass. 

Es war im Geltungsgebiete des französischen Rechts 
niemals zweifelhaft, dass der Art. 1384 auch auf die Trans- 
portanstalten, z. B. auf die Eisenbahnen, Anwendung* finde* 
Nur der Staat als Eisenbahnunternehmer wollte sich den 
Bestimmungen des cit. Artikels nicht unterziehen, indem 
er behauptete, der Artikel beschlage lediglich Acte des 
Privatverkehrs; der Artikel könne nicht auf den Staats- 
betrieb von Eisenbahnen angewendet werden, da dieser der 
Ausfluss eines staatlichen Hoheitsrechtes sei und als solcher 
als eine Regierungshandlung betrachtet werden müsse. Dieser 
Streit erscheint nun in praxi als geschlichtet, wenigstens 



*^ 



") Frey'sche Erben contra Nordostbahn, 5. III. 78. Frey und 
andere verunglückten bei der Probefahrt der Wädensweil-Einsiedler- 
Bahn. 
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nimmt kein Gerichtshof dieser Einrede wegen Austau' 
Staat fftr Schaden haftbar zu erklären, den seine 
tragten anrichten.*) Nur ist die Anwendung des i 
die schon dem Privatmanne gegenüber, bei der Seh* 
keit, die Stellung des commettant und pröpose zu f 
nicht leicht ist, dem Staate gegenüber nicht eini 
Die Entscheidung liegt jedesmal in der Beantwortui 
Thatfrage, vielmehr als in der Beantwortung der E 
frage, und es liegt im einzelnen Falle im freien Err 
des Richters, zu entscheiden, ob das Verhältniss dei 
antwortlichkeit nach Art. 1384 zwischen commettai 
pr^posä auch auf das Verhältniss zwischen dem 
und seinem Angestellten Anwendung finden könne. 

Die Geltung des Artikels den Privat-Eisenbahne 
DampfschifEfahrtsgesellsehaften gegenüber war nie z 
haft, und zwar ist es dabei gleichgültig, ob der S{ 
Angestellte der Gesellschaft getroffen oder Reisend) 
Dritte, die mit der Unternehmung in gar keinem uj 
Verhältniss stehen. 

Ein Reisender**) wurde durch die Explosion 
Dampfkessels auf einem Schiffe verletzt. Die Schuld 
Unfalls fiel auf den Maschinisten und den Heizt 
Dampfbootes. Er klagte gegen die Gesellschaft und 
wurde haftbar erklärt 

Bei Beginn des letzten Krieges***) war es den I 
erlaubt worden, zu schnellerer Beförderung von I 
material dasselbe auch mit Personenzügen zu befü 



- 'I Laurent, p. 631 fg., Bd. XX. Aubry et Kau, IV, 
'*) Dalloz, 1854. I, 235. 
•") Dalloz, 1873. 2. 57. 
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Ein Waggon mit Pulver gerieth in Brand und explodirte. 
Die Hinterbliebenen eines getödteten Reisenden erhoben 
Klage gegen die Gesellschaft. Die Eisenbahngesellschaft 
wurde zum Ersatz verurtheilt, zwar nicht wegen der Un- 
vorsichtigkeit explodir^nde Stoffe zugleich mit Personen zu 
befördern, da dieses nicht nur ausdrücklich erlaubt, sondern 
sogar angeordnet worden war, wohl aber, weil darin eine 
Nachlässigkeit lag, dass die Verpackung des Pulvers nicht 
genügende Sicherheit geboten hatte. Es wurde beigefügt, 
dass in diesem Falle die äussersten Vorsichtsmaassregeln 
hätten angewendet werden müssen und dass wegen dieser 
Unterlassung die Bahngesellschaft verantwortlich sei. 

Es kommt vor*), dass durch den Funkenwurf der 
Maschine längs der Bahnstrecke Feuersbrünste entstehen. 
Nun sind die Gesellschaften unzweifelhaft dann dafür 
haftbar, wenn ein Fehler an der betreffenden Maschine 
nachweisbar ist; aber ausserdem hat sich der Gerichtshof 
von Bordeaux dahin ausgesprochen, dass, wenn auch alle 
von der Wissenschaft anerkannten Vorkehrungen zur Ver- 
hütung eines ähnlichen Unfalles getroffen sind und ein 
solcher Unfall dennoch entsteht, indem er ja möglicher- 
weise nicht verhütet werden kann, die Gesellschaft dennoch 
haftet, weil ein unabwendbares Unglück, das durch eine Indu- 
strie hervorgerufen wird, auch zu deren Lasten fallen muss. 

Die französisch-rechtliche Theorie und Praxis lassen 
es als unzweifelhaft erscheinen, dass nach Art. 1384 der 
commettant auch für Arglist des pr^posö einzustehen hat**). 
Das Gesetz mache durchaus keinerlei Unterschiede geltend 



*) Dalloz, 1859. 2. 187. 
**) Laurent, 1. c. XZ, p. 624. 
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und also sei jede Einschränkung der Haftung ftt 
solchen Fall eine willkürliche, indem sie eine Au 
zulasse, während das Gesetz eine solche nicht kenn 
Gerichtshof von Paris sagt in einem solchen Falle : 
ausnahmsweise VeraÖtwortlichkeit ist eine ganz be. 
ausgedehnte; sie steht im Verhältniss zu der volle 
heft und UnumscKränktheit, mit welcher der Äuftri 
bei der Wahl des Beauftragten vorgehen kann, { 
sein Vertrauen schenkt und mit der Möglichkeit, s: 
Genauesten Ober die sittliche und gewerbliche Tücl 
des Arbeiters zu unterrichten, den er anstellt.» D 
zige Bedingung für die Haftung der Auftraggeber 
dass der Schaden verursacht worden sei, während i 
gestellte mit einer Dienstverrichtung beschäftigt w 
der er angestellt ist. Innert dieser Eingränzung i 
sie alle Fehler, die bei der Djenstverrichtung vork< 

Ein minderjähriges Mädchen *) wurde das Opfe 
Kutschers, welcher dasselbe zur Schule geleiten 
Dieses ist doch sicher ein Vorfall, der nicht zur 
thätigkeit des Betreffenden gehört; der Auftraggeber 
dennoch haftbar erklärt, weil das Attentat bei Gele 
einer dienstlichen Verrichtung geschehen sei und 
die Handlungen Derer einstehen müsse, denen er e 
anvertraut. 

Manchmal gehen übrigens die Gerichte in ihrer I 
zu weit: Ein Heizer**), welcher Nachtdienst hatte, 
am Morgen leblos neben dem Kessel aufgefunden, 
Heizung er zu unterhalten hatte. Man fand, dass 

■) Dalloz, 1873. 3, 7. 
•') Laurent, 1. c XX , p. 653. DalloK, No. 634. 
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Opfer eines Verbrechens war. Der Schuldige konnte nicht 
aufgefunden werden und trotzdem glaubte der Gerichtshof 
von Lyon, den Art. 1384 gegen die Gesellschaft anwenden 
zu können. Es ist nothwendig, sagt das Urtheil, dass die 
Auftraggeber ihre Angestellten mit Sorgfalt überwachen 
müssen, um sie zu schützen und um im Bereiche des 
Möglichen sie vor Gefahren zu bewahren, welche sie bei 
ihrem Dienste bedrohen könnten. Aus dem Vorfalle, dass 
ein Mann in den Werkstätten eines gewaltsamen Todes 
sterben konnte, ohne dass Jemand dessen gewahr wurde, 
ist klar, dass die Gesellschaft jene Ueberwachung versäumt 
hat. Wegen dieses Vergehens, welches das Unglück er- 
leichtert hat, muss die Gesellschaft haften. 

Eine Frage, die in Deutschland und der Schweiz erst 
durch die neuen Gesetze gelöst worden ist*) und die in Eng- 
land entschieden negativ beantwortet wird, ist nach Art. 1384 
ebenfalls gelöst worden. Die Frage der Haftung des Arbeit- 
gebers für den Schaden, den ein Arbeiter bei seinen 
Dienstverrichtungen ohne eigene Schuld erleidet, auch dann, 
wenn der Unfall durch Fehler eines Nebenarbeiters ent- 
steht **). Die Motive sind folgende : Das Gesetz sei all- 
gemein, es unterscheide nicht, wer die beschädigte Partei 
sei. Ist dies ein Angestellter, so entbinde dies die Gesell- 
schaft keineswegs von ihrer Haftung, im Gegentheil könne 
man sagen, das erhöhe noch ihre Verantwortlichkeit, indem 
der Auftraggeber dafür sorgen müsse, dass nicht ein 
Arbeiter durch Unvorsichtigkeit, Schlechtigkeit oder. Nach- 
lässigkeit eines andern Schaden erleide. Der Arbeiter 



*) König, Zeitschrift des bern. Jur.-Ver. XIII. 1, 118 f. 
**) Aubry und Rau, IV, p. 760; Laurent, 1. c. , p. 654 f. 
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braucbt biebei auch gar nicht einmal bei seines 
voj^eschriebenen und ilim obliegenden Arbeit 
worden zu sein.*) 

Ein Lagerbausarbeiter**) findet den Tod, in 
Wagenschiebem behülflich ist, beim Rangiren 
gons. Diese Arbeit ging ihn nichts an, ent 
Gesellschaft, und ausserdem ist der Unfall der ü 
keit des Arbeiters selbst zuzuschreiben, der 
andere Bewegung der Gefahr hätte entgehen kö 
Geriehtsbof in Bordeaux erklärte die Gesellscha 
bar, indem nichts darauf ankomme, ob der Ä 
blossem Diensteifer oder auf Befehl seines V 
sich an jener Arbeit betheiligte; es genüge, ui 
aatwortlichkeit der Gesellschaft festzustellen, da 
ihr angerechnet werden könne. Nun ist das Uni 
eine Unebenheit des Bodens und durch einen 
Bahnaolage herbeigeführt worden, also durch ei 
der der Gesellschaft zur Last fällt Der Manj 
schicklichkeit oder Geistesgegenwart des Vei 
kommt hiebet gar nicht in Betracht, es wäre 
Unfall könnte gänzlich dem Verschulden des 
zugeschrieben werden. 

Aus dem nämlichen Grundsatze haften 
auch für dommages int6r§ts, die mögUcherwi 
Verspätung eines Zuges entstehen, sobald diese 
force majeure hervorgerufen wurde. Diese Haf 
wir im englischen Rechte wieder ; nach dem seh? 
Haftpflichtgesetze aber kann eine solche Hai 



•) Äubry und Rau, 1. c, p. 759; Eger, 1. c, p. 11 
") Dalloz, 1858. 2. 31. 
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abgeleitet werden. Dennoch kann durch eine Verspätung 
grösserer materieller Schaden entstehen, als durch eine 
Verletzung, für welche die Transportanstalt haften muss. 

Anmerkung. Zum Schluss bemerken wir noch, dass diese 
gleichen Prinzipien im ganzen Gebiete ' des Code civil gelten. In 
Italien schliesst sich die Praxis eng an die französische Gerichts- 
praxis an und erklärt nach Art. 1153, 1, 4 : Oiascuno parimente e 
obligato non solo pel danno che cagiona per fatto proprio, ma an che 
per quello, che viene arrecato col fatto delle persone delle quali 
deve rispondere e dalle cose che ha in custodia; 

I padroni e i committenti — sono risponsabili — pei danni 
cagiouati dai loro domestici e commessi, nelF esercizio delle in- 
combenze alle quali li hanno destinati, — die Bahnen im gleichen 
Sinne haftbar, wie dies nach Art. 1384 geschieht. 



Die Haftpflicht der Transport-Anstalten etc. 

nach englischem Recht. 



In dem eben Gesagten haben wir gesehen, wie nach 
französischem Recht die Eisenbahn- und Dampfschiflffahrt- 
Unternehmungen für Verletzungen und Tödtungen, die 
beim Bau und Betriebe ihrer Unternehmung vorkommen, 
haften. Die genannten Anstalten haften sowohl ihren An- 
gestellten als Reisenden gegenüber, die beim Betriebe ihrer 
Unternehmung verletzt werden, und endlich haften sie dem 
Dritten, der zu ihnen möglicherweise in keinerlei Ver- 
hältniss steht, für allen Schaden, den er durch die Unter- 
nehmung erleidet. Von dieser Haftung können sich die 
Unternehmungen durch die gemeinrechtlichen Einreden z. 



bL 
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B. des eigenen Verschuldens des Verletzten und 
majeure befreien. 

Im englischen Rechte*) haften die Eisenba 
Dampfschifffahrt-UnternehBHingen wie jeder and 
nehmer für den Schaden, den ihre ' Angestell 
irgend ein Versehen einem Dritten zufügen. 
ißt es gleichgültig, ob der Schaden die Person t 
das Vermögen des Dritten betroffen hat. Wie 
sischen Rechte braucht der Beschädigte mit d 
in gar keiner Beziehung zu steha, um Schaden! 
anspruchen zu liönnen. Diese Haftung wird 
von der «law of master and servant.» Das ' 
von dem Herrn und seinem Diener ist auf die E 
und ihre Angestellten ausgedehnt und wie dort 
für Rechtswidrigkeit des Dieners haftet, so hafti 
Eisenhahn, wenn das Versehen des Angestellten 
■Dienstverrichtung vorkommt. Ist der Beschi 
Passagier, so haftet die Eisenbahn ausserdem 
Frachtführer, aus dem Contractverhältniss, nacl 
sie die Verpflichtung übernommea hat, den Reis 
der grössten Sorgfalt — for the utmost care — 
sieht zu befördern. Zu den Pflichten, die für 
bahngesellschaften aus dieser grössten Vorsicht ei 
gehört auch diejenige, ihre Angestellten mit So 
zuwählen und alle Stellen mit Leuten zu besetz 
jeder Beziehung befähigt sind ihren Obliegenht 
zukommen. Kommt ein Versehen von Seite 
^n vor, so wird angenommen, jene sorgtä 



') H. A. Simona, deutach von Weber. Die Haftpflicl 
bahuen, 1868. 
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habe bei Anstellung des Schuldigen nicht stattgefunden, 
somit treffe die Gesellschaft selbst das Verschulden. Dar- 
nach hat die Transport-Gesellschaft selbst einzustehn in 
allen Fällen, wo auch nur eine einigermassen augenschein- 
liche Fahrlässigkeit des Beamten bei Vornahme einer 
Dienstverrichtung vorliegt. Die Anstalt haftet nicht, sobald 
der Unfall eingetreten ist aus irgend einer anderen Ur- 
sache, welche der Nachlässigkeit eines Angestellten nicht 
angerechnet werden kann. Ebensowenig haftet sie für 
absichtlich dienstwidrige Handlungen (dolus) ihrer Organe, 
es müsste denn die spezielle Autorisation des Angestellten 
von Seiten der Gesellschaft zur Vornahme jener Handlung 
bewiesen sein. Der Beschädigte darf auch keinerlei An- 
spruch auf Ersatz erheben wegen eines Unfalls, der irgend- 
wie auf seiner eigenen Nachlässigkeit beruht. Der Umfang 
dieser eigenen Nachlässigkeit ist dabei sehr weit. Sie 
liegt schon dann vor, wenn es möglich war, durch genü- 
gende Vorsicht den schädlichen Folgen des Unfalls zu 
entgehen und der Verletzte diese Vorsicht versäumt hat. 
Der englische Richter hat, wie in allen Fällen, so auch 
hier völlig freie Hand, die einzelnen Umstände zu beur- 
theilen. Nach dem Gesagten braucht kaum hinzugefügt 
zu werden, dass auch die Einrede der force majeure von 
Erfolg begleitet ist. 

Vor der Einführung der sogenannten Lord CampbelPs 
Acte*) des Jahres 1846 stand, nach dem Grundsatze «actio 
personalis moritur cum persona» einzig dem Verletzten 
ein Klagerecht zu, so dass die Bahnen den Hinterbliebenen 
eines Getödteten zu keinerlei Schadensersatz verpflichtet 



*) Cohn, G. Englische Eisenbahnpolitik, 1875. Bd. IL, p. 241 fg. 
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werden konnten. Lord Campbell's Acte gab nun i' 
gehörigen ein Mittel an die Hand, Ersatz fUr den 
ihres Ernährers zu verlangen und zu erhalten. 

Die Entscheidung, ob in einem einzelnen Fal 
Ersatzklage gegen eine Eisenbahn wegen eines 
zulässig sei, ist Sache des Richters, der hiebei völ 
freiem Ermessen vorgeht; über die Sehuldfrage 
Entschädigung entscheidet eine SpezialJury. Sie is 
Entschädigungssumme , welche sie zuerkennen w 
beschränkt und. macht auch den vollsten Gebraii 
ihren Befugnissen, so dass die in England oft gespr 
Entschädigungen, wenn auch das System uns nicht 
kann, für uns immerhin ein Beispiel dafür bieten 
ein Menschenleben nicht zu nieder zu taxiren. 
umschränkte Freiheit der Jury ist den Bahnen im 
Dom im Auge gewesen und schon oft wurden vi 
selben im Parlament Anläufe gemacht, um durch e 
Gesetz die Materie «besser» zu regeln. Bisher i 
diese Bestrebung von keinem Erfolge begleitet 
uud das ist der beste Beweis dafür, dass der gegei 
Zustand nicht unerträglich und jedenfalls besser 
die seither gemachten Projeete. Ein letzter Vc 
der wenigstens nicht den Vorwurf zu radicalen For 
verdient, war deijenige der Commissioa von 1870* 
nach sollten die Gesellschaften zwar wie bisher unbe: 
für Nachlässigkeit ihrer Angestellten haften, dab 
sollte die Beurtheilung der einzelnen Fälle nicht n 
Jury überlassen bleiben, sondern einem Schied 



•) Goldacbmidt. Zeitschrift für das gea. Handels-R«c 
Bd. XTIir, p, 96. 
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tibergeben werden; endlich wollte man für die Verletzten 
ein eigentliches « Wehrgeld » festsetzen. Je nach den drei 
Wagenclassen sollte ein Maximum von 1000 ^., 500 £,, 
und 300 £,. für die Entschädigung aufgestellt werden, so 
dass das «Wehrgeld» des einzelnen Individuums sich nach 
der Classe richten würde, die es auf der Eisenbahn benutzt. 
Wie schon bemerkt, war das Project von keinerlei Erfolg 
begleitet und es blieb bei einem Versuch. Das letzte 
Gesetz über Eisenbahnen von 1871 berührt die Haftpflicht 
derselben nicht näher, sondern verschärft nur die Aufsicht 
über ihren Betrieb. Es dehnt die Haftung auch auf jene 
Fälle aus, wenn die Bahnen die Beförderung von Personen 
auch zur See übernehmen und zwar auf fremden Schiffen. Die 
Eisenbahnen haften für Dampfschifffahrt-Untemehmungen*), 
die in Verbindung mit ihröm Betriebe stehen, ganz in 
gleicher Weise wie für Verletzungen und Tödtungen bei 
dem Betriebe der Eisenbahn-Unternehmung selbst. Nach 
dem Gesetze von 1871 haften sie nun auch im Falle, dass 
sie Personen im Zusammenhange mit ihrem Unternehmen 
auf fremden Schiffen transportiren, gerade so, als wenn 
diese Schiffe ihre eigenen wären. 

Der Hauptunterschied des englischen Rechtes bei der 
Regelung der Haftpflicht der Transportanstalten für Ver- 
letzungen etc. und der übrigen Rechte besteht in der An- 
wendung eines in England allgemein anerkannten Grund- 
satzes auch auf diese Verhältnisse. In dieser Beziehung 
steht es mit seinem Piinzip allein da, zumal seit dem Er- 
lasse der schweizerischen Eisenbahn- und Fabrik-Haftpflicht- 
gesetze, welche einen entgegengesetzten Weg eingeschlagen 



Eger. Das Reichshaftpflicht- Gesetz, p. 31. 



haben. Auch das deutsche Haftpflichtgeseti 
. bahnen gegenüber verschiedener Ansieht. W 
sehen, dass, während den Eisenbahnen gege 
ausgedehntere französische Prinzip Anwen' 
mit Rücksicht auf Bergwerke, Fabriken 
Arbeiter sich die Grundsätze des euglischi 
tung verschafften. 

Es ist im englischen Recht ein allge 
und anerkannter Grundsatz, dass wenn Je 
üienstverriehtung eine Entschädigung beani 
hält, derselbe ijadureh auch alle Folgen i 
die möglicherweise mit diesem Dienste verb 
eigene Gefahr übernimmt Wird der Ange 
oder durch seine Verrichtung verletzt odei 
erleidet er sonst einen Nachtbeil, so kann i 
seinen Arbeitgeber nicht belangen. Das ■ 
geht hiebet von der Idee aus *) : «Der Ar' 
urtheilen, ob die Möglichkeit eines Naehthei 
vorhanden ist und ist zu keinerlei Wagi 
verpflichtet. Er hat dieselbe, ja Öfters di 
lichkeit, die Möglichkeit eines Unfalles zu 
ist io der Lage, den Dienst zurückzuweiser 
seinen Herrn nicht gerichtlich belangen.' 
a. a. 0. einen Fall an, in welchem ein Bea 
Dienstverrichtung verunglückte. Er mussl 
seiner Beamtenpflicht als Passagier mit ein 
Auftraggeber fahren. Es erfolgte ein Zuss 
einem Zuge derselben Gesellschaft und der 
getödtet. Die Untersuchung ergab, dass 



*) Simon, a. &. 0. pag. 12. 
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stoss einzig und allein durch die Nachlässigkeit der Be- 
diensteten der Gesellschaft erfolgt sei, dass dieselben aber- 
übrigens zum Dienste vollständig geeignete und befähigte 
Personen waren und dass die Nachlässigkeit ohne Befehl 
der Gesellschaft stattgefunden habe, hiebei also die Gesell- 
schaft kein Vorwurf treffe. «Offenbar ist diese Entlastung 
nicht unangemessen, obwohl nicht alle Basis für einen 
Process ausschliessend. Doch scheint es wahrscheinlich, 
dass die Gesellschaft verantwortlich gewesen wäre , wenn 
der Getödtete zur Zeit des Unfalls nicht in Dienst gewesen 
wäre. )) 

König führt a. a. 0. bei Besprechung eines einschlagen- 
den Falles einen Ausspruch Blackburne's an, der in schärfster 
Weise diesen Standpunkt des englischen Rechts zeichnet: 
«Ein Arbeiter, welcher gegen Entschädigung die Ausfüh- 
rung einer Arbeit übernimmt, übernimmt damit zugleich 
als selbstverständlichen Theil seines Vertrages mit dem 
Arbeitgeber das natürliche Risico und die Gefahren, welche 
mit einer solchen Arbeit verbunden sind. Das Gesetz geht 
hiebei von der Voraussetzung aus, dass jene Entschädigung 
in richtigem Verhältniss damit festgesetzt sei, oder mit 
anderen Worten, es wird angenommen, diese Gefahren seien 
in der Entschädigung berücksichtigt ; und dass , wo die 
Natur der Arbeit eine solche ist, dass eine Gefahr mit 
derselben verbunden ist, es natürlich sei, dass die Person, 
welche ihre Ausführung übernimmt, dem Risico einer Be- 
schädigung durch die Nachlässigkeit anderer Arbeiter des- 
selben Arbeitgebers ausgesetzt sein müsse ; dieses Risico 
ist eine jener natürlichen Gefahren , welche der Arbeiter 
in seinem Vertrage mit dem Arbeitgeber auf sich nimmt 
Es ist eine Folge davon, dass er keinen Regress gegen 
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seinen Arbeitgeber nehmen kann fQr eine ihm so zu{ 
Verletzung, weil er, wie Sehaw C. J. sagt, demselbe 
gegenübersteht im Verhältniss wie einem beliebigen 
(stranger), sondern als ein solcher, dessen Rechte 
Vertrag geordnet festgestellt sind.» 

Von diesen Gesichtspunkten ausgehend, welche i 
Uschen Volke selbst zum Rechtsbewusstsein geword 
anerkannt sind , ist ein Angestellter dem Unten 
gegenüber nicht nur machtlos , sondern auch n 
Dieser Zustand genügt aber dem Engländer ; jedi 
weiss, oder soll es wissen, mit was für Gefahren ein 
verbunden ist; will er diese Gefahren nicht besteh 
soll er den Dienst nicht annehmen und sich anderswo 
Erwerb suchen. Uebemimmt aber einer den gefäh 
Dienst, so geschieht dies freiwillig und auf seine 
Gefahr, der Unternehmer haftet ihm gegenüber gai 
Was es mit der freiwilligen Uebernahme dieser Ste 
der Wirklichkeit für eine Bewandtniss hat, davon gil 
a. a. 0. eine drastische Schilderung, dort wo er di 
einer VerlefÄung eines Angestellten bespricht : •»'. 
Verletzung eine solche, wobei der Mann noch arbeitei 
so sucht die Bahnverwaltung ihn in ihrem Dienst 
halten; wird er getödtet, so wird ein Almosen i 
Hinterbliebenen gezahlt — eine Summe von 10 ^; - 
aber Kinder da, welche man beschäftigen kann, so 
diese in den Dienst genommen. So recrutirt sich fr. 
die Armee für jenen Dienst ; weil die Eisenbahnbedie: 
sich freiwillig der Gefahr unterzogen haben , ist ke 
Spruch auf Ersatz, sie erhalten ein Almosen ; dieses 
sen besteht aber wieder darin, dass die folgende Gen 
in diesen freiwilligen Dienst genommen wird.» 
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Je engherziger indess der Standpunkt des englischen 
Rechts dem Arbeiter gegenüber ist, desto weiter ist er den 
Interessen des Dritten gegenüber, sobald ein solches er- 
wiesenermassen durch Versehen der Gesellschaft verletzt ist. 
In solchen Fällen kann die Civiljury zugleich als Strafjury 
auftreten und sie soll dies auch nach Ansicht der Richter 
thun. Die Entschädigung wird sehr hoch gegriffen, damit 
dieselbe zugleich als Polizeistrafe zum warnenden Exempel 
diene, womit der Kläger natürlich nicht unzufrieden ist. 

Ein Zug verunglückte*), weil der betrunkene Conducteur 
die Bremse nicht gehörig anziehen konnte. Ein Mehlhändler 
erlitt eine starke Erschütterung der Nerven und seine 
' Sehkraft wurde so sehr geschädigt, dass er sein Geschäft, 
das ihm jährlich 5—600 £ eingetragen, aufgeben musste. 
Die Jury erkannte auf eine Entschädigung von 1200 £. 
Der Lord Oberrichter bestätigte das Urtheil, um ein warnen- 
des Beispiel zu statuiren, wie die Bahnen für grobe Fahr- 
lässigkeit bestraft würden. 

Wie weit der Begriff des geschädigten Interesses oft 
angenommen wird, zeigt der Fall, in welchem dem Ehe- 
mann eine Entschädigung gesprochen wird wegen des Ver- 
lustes der Annehmlichkeit der Gesellschaft seiner Frau und 
wegen des Kummers , den er wegen ihres Verlustes ge- 
litten. Die Beschädigung, welche zur Entschädigungsfor- 
derung berechtigt, braucht also keineswegs nur materiellen 
Schaden hervorgerufen zu haben. Die Jury nimmt dabei 
in ihrer Beurtheilung der einzelnen Ersatzsummen eine 
Stellung ein, die wir, an die Stellung unserer Civilgerichte 



') Simon, a. a. 0. Anhang p. 97. 



gewöhnt, auf den ersten Blick nicht erfassen 
die uns daher beinahe absurd vorkommen köni 

In einem dem oben erwähnten ähnlichen Fa 
die Jury eine Entschädigung von 1 Sh. — fl 
der Ehefrau. Die Queens -Bench hiess das 1 
indem der oberste Gerichtshof annahm, in eil 
Falle sei die Jury der beste Richter. 

Neben dieser Willkür der Jury , welche 
Fällen sehr angezeigt sein mag, sind es, wei 
Klagen der Eisenbahngesellschaften Glauben sei 
hauptsächlich eine Reihe niedriger Advokaten 
welche sich ein Gewerbe daraus machen, bei ( 
bahnunfall die Betheiligten, die vielleicht nur \ 
Verletzung erlitten, zu einer Entschädigungsl 
reizen. Dabei spielt eine eigens erfundene Bi 
«nervous shocks», eine grosse Rolle. Auf dies« 
dann jene Advokaten sicher , eine Entschädi 
halten, die dann oft nur ihnen zu gut kommt 
kaum genügt , ihre Sportein zu decken. Voi 
Processen wird dann das Unglaubliche erzählt 

Ein Mann, der anscheinend todtkrank in d 
saal getragen wird, gibt vor, eine Rückenm 
terung von einem Eisenbahnunfall davongetrag( 
Er erstreitet 1000 x und wird schon am selb 
trunken im Wirthshause gesehen. 

Eine Dame, welche in dem Wartezimmi 
kleines Loch im Teppich stolpert und sich a 
letzt, klagt desshalb. Sie weist nach, dass sii 



•) Simon, u- a- 0. Anhang pag. 112. 
") Cohn, a. a. O. pag. 254 fg. 
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letzung wegen den Beruf als Tanzmeisterin nicht mehr 
ausüben kann und erhält als Schadenersatz die Summe von 
mehreren Tausend Pfund. 

Durch Schadhaftigkeit einer Weichenzunge*) wurde 
das Ausgleisen mehrerer Wagen verursacht. Ein Reisender, 
der sich in einem derselben befand, wurde getödtet. Er 
hinterliess seine Wittwe und 8 Kinder, dabei ein jährliches 
Einkommen von 4000 ^c, welches seinem ältesten Sohne 
zufiel. Die Bahn wurde wegen der erwiesenen Schadhaftig- 
keit der Weichenvorrichtung haftbar erklärt und verurtheilt. 
Sie musste an die Hinterbliebenen 13,000 £ bezahlen, wovon 
übrigens der älteste Sohn nichts erhielt. 

Der Kläger klagte**) wegen einer Verletzung, die er 
dadurch erlitten, dass er auf dem Bahnhof auf der Treppe 
gestürzt war. Die vernommenen Zeugen bestätigten die 
Behauptung des Klägers, dass sich die Stufen immer in 
sehr schmutzigem Zustande befunden hätten. Kläger war 
schon früher am gleichen Orte ausgeglitten und hatte die 
betreffenden Beamten auf den Zustand der Stufen auf- 
merksam gemacht, ohne dass dadurch eine Aenderung 
eintrat. Die Beklagte machte geltend, die Treppe sei bei 
der allergewöhnlichsten Vorsicht bequem und sicher genug 
gewesen. Die Stufen wurden ausgeschnitten und in London 
der Jury vorgelegt. Sie sprach dem Kläger 130 x. 

Die beklagte Bahn***) wurde verurtheilt, einem Rei- 
senden 200 £. zu bezahlen, weil der Zug, mit dem er reiste, 
sich so wesentlich verspätete, dass er hiedurch verhindert 



*) SimoD, a. a. 0. pag. 99. 
**) Simon, a. a. 0. pag. 100. 
***) Simon, a. a. 0. pag. 112. 
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wurde, eine Bekanntschaft anzuknüpfen, welche zum Ab- 
schluss eines Geschäftes nothwendig war. ' 

Der Schaffner eines Zuges*) warf die Thüre eines 
Coupö's heftig zu und zerquetschte dadurch einem kleinen 
Knaben zwei Fingernägel. Das Gericht sprach demselben 
eine Summe von 5 £,. 

Ein Gelehrter**) erhielt 4,500 ^e wegen einer Ver- 
letzung, die er bei einem Eisenbahnunfall erlitten. Ein 
Eechtsanwalt***) beschädigte sich in Folge mangelnder Be- 
leuchtung des Bahnhofs und wurde mit 1,800 £, entschädigt. 

In der Regel wird für Verletzungen ein Ersatz bezahlt, 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, für erlittene Schmerzen 
und für Curkosten. Dabei wird auch der mögliche zu- 
künftige Erwerb in's Auge gefasst und bei der Feststellung 
der Ersatzsumme in Anschlag gebracht. Im Falle des 
Todes ist regelmässig die Campbeils- Acte für die Entschä- 
digung der Hinterbliebenen massgebend. Der hinterbliebene 
Gatte und die directen Descendenten und Ascendenten 
können Ersatz des ganzen ökonomischen Schadens fordern, 
der nachweisbar durch den Tod des Verunglückten für 
sie entstanden ist. 

Die Haftung der Eisenbahnen ist demnach Reisenden 
und Dritten gegenüber ähnlich wie im französischen Recht 
normirt. Das System derselben aber, in Verbindung mit 
den üebelständen des englischen Verfahrens, kann uns 
keine nachahmungswürdigen Beispiele bieten. 



*) Simon, a. a. 0. pag. 113. **) Ib. 115. ***) Ib. 116. 
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Die schweizerischen und deutschen Haftpflicht- 
gesetze vom 1. Jnli 1875 und 7. Jnni 1871. 



L CIcsdiiehte d«8 schweizerischen Cleseties. 

Indem wir nun zur schweizerischen Gesetzgebung über 
die Haftpflicht der Eisenbahnen und Dampüschifffahrt- 
Unternehmungen für Tödtungen und Verletzungen, die beim 
Bau und Betriebe vorkommen, übergehen, mag es nicht ohne 
Interesse sein, einen kurzen Ueberblick zu werfen auf die Ent- 
stehungsgeschichte des eidgenössischen Gesetzes. Unser 
schweizerisches Haftpflichtgesetz steht wesentlich mit dem 
deutschen Gesetze über diese Materie im Zusammenhange, den- 
noch verdankte es sehr verschiedenen Umstanden und Be- 
weggründen seine Entstehung und hat demnach auch eine 
vom deutschen Gesetze ganz verschiedene Stellung. Es soll 
nicht, wie jenes als Nothgesetz, eine Aushülfe bieten bis 
zum Erlass eines einheitlichen deutschen Civil-Gesetzbuches, 
sondern es soll sowohl materiell als formell neues dauerndes 
Recht schaffen. Im deutschen Gesetze sind alle Bestim- 
mungen processuaKscher Natur insoweit nur von vorüber- 
gehender Bedeutung und Gültigkeit, als die nämlichen 
Grundsätze im neuen deutschen Civilprocessrecht zur Gel- 
tung gelangen sollen, somit bei EinfQhrung dieses letzteren 
überflüssig sein werden. Wir werden dagegen wohl noch 
längere Zeit auf einen einheitlichen Process warten müssen, 
zumal die neue Bundesverfassung die Godification desselben 
noch gar nicht vorsieht. In dieser Beziehung ist das eid- 
genössische Haftpflichtgesetz vollkommen selbstständig und 
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«s iBt desshalb dasselbe als ein bedeutender 
betrachten; es bildet nicht nur den Grundstf 
lichem Civilrecht, sondern es wird auch den 
Process die "Wege bahnen, diesen Idealen, 
schweizerische Jurist nachstreben muss. 

Im Jahr 1852 wurde von der Bundesver 
erste eidgenössische Eisenbahngesetz sancüo 
fand sich damals dem Eisenbahnwesen gleicl 
terra incognita gegenüber und befolgte wesent: 
ländische Gesetzgebung in dieser Materie. 
Frage, die in den Käthen und in der Bevö 
meines Interesse erregte, war die, ob der 1 
der Eisenbahnen an die Hand nehmen ode 
der privaten Industrie überlassen bleiben so! 

Als diese Frage dahin entschieden wa 
Industrie solle den Bau der Bahnen untemel 
sich alle Bestrebungen der Gesetzgeber ge^ 
und man glaubte sich vor dem gefürehteten 
selben in Eisenbahnsachen nicht besser schtlt 
als durch Beschränkung der Bundescompe 
denkbar geringste Maass. Es ist hier nichl 
untersuchen, es wäre dies auch eine zieml 
Arbeit, ob nicht damals die Furcht vor den 
etwas zu grosse gewesen und ob nicht gerade 
bau der Eisenbahnen wenigstens dem Ueberfl 
an dem wir jetzt kranken, gesteuert worden 
aber sicher am Platze, hier auf die damaligen 
Bestrebungen hinzuweisen, zu einer Zeit, wo 
schiedenen bedrängten Gesellschaften und voe 



*) Botschaft des BuadeBratheB vom. 16. Juni IE 
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auch immer lauter der Ruf nicht nur nach Centralisation 
des Betriebes durch den Bund, sondern sogar nach Ueber- 
nahme der Bahnen durch denselben sich hören lässt. 

Durch das erwähnte Gesetz von 1852 war nun der 
Privätindustrie und Privatwillkür jeder Spielraum offen ge- 
lassen und überall ging man in diesem Sinne vor. Nicht 
genug an den souverainen Bundesgliedem , auch jede ein- 
zelne Eisenbahngesellschaft gerirte sich und war factisch 
den Cantonen gegenüber souverain. Dies ist um so be- 
greiflicher, als einzelne Bahnen das Gebiet mehrerer Can- 
tone umfassten und wir sehen dann das merkwürdige Schau- 
spiel, wie eine Privatgesellschaft den souverainen Cantonen 
Vorschriften dictirt unter der Devise, dass Verkehrs- und 
Eisenbahninteressen identisch sind. Die auf diesem Wege 
überhand nehmende Eisenbahnallgewalt erregte indess in 
der öffentlichen Meinung immer mehr den Wunsch nach 
Abhülfe. Desshalb lud endlich die Bundesversammlung im 
Sommer 1869 den Bundesrath ein, «er möge Bericht und 
Antrag darüber vorlegen, in welcher Weise dem Bunde 
in Bezug auf den Betrieb der schweizerischen Eisenbahnen 
weitere Befugnisse eingeräumt werden können». 

Es waltete in den eidgenössischen Käthen darüber 
kein Zweifel, dass in dieser Materie Abhülfe von Seiten 
des Bundes nöthig sei, vielmehr sagt der Bundesrath a. a. 0. 
offen heraus, dass hier Einheit des Rechtes besonders noth- 
wendig sei: «man darf in der That sagen, hier sei sie 
ausnahmsweise dringend nothwendig. Der jetzige Zustand 
ist fast beschämend ; die Vorschriften des cantonalen Rechtes 
werden nicht mehr beachtet und existiren grösstentheils 
nur noch auf dem Papier. An ihre Stelle sind getreten 
die einseitigen Erklärungen der Eisenbahnen in ihren Be- 



triebsreglementen, welche nach ihrem freiea En 
Verantwortlichkeit und Haftbarkeit bestimmt ha 
dem dass in solcher Weise die Gesetzgebung 
hände übergegangen ist, muss man den Eisen 
Schäften eher Dank wissen , dass sie dadurch 
ein festes, einheitliches Recht hergestellt hat 
dies'er Zustand kann unmöglich andauern. Es isi 
des Staates, die Gesetzgebung wieder zur eig 
zu nehmen. >> Die gleiche Ansicht, herrschte a 
ungefähr zu gleicher Zeit tagenden Commis 
Stände- und Nationalrathes*), welche die neuen "V 
entwürfe durchzuberathen hatten. In allen diesei 
lungen trat daneben , allerdings in den versi 
Nuancirungen, die Ueberzeugung zu Tage, das 
sehende Zersplitterung in der Verwaltung , i 
Eisenbahngesellschaften selbst grossen Schaden 
den Cantonen allein, einzeln oder durch Concoi 
gehoben werden könne. Die Gantone seien d 
gegenüber immer abhängig und aus diesem 
neten Verhältnisse könnten sie zum eigenen V 
zum Vortheil des Publikums nur befreit werden 
Bund selbst die Gesetzgebung über den Bau i 
an die Hand nehme. Die Cantone waren aui 
von den Eisenhahngesellschaften abhängig, ihre Si 
wurde rechtlich nicht angetastet, sie war aber I 
von der Souverainität der Eisenbahnen in den I 
gestellt worden. Vor dem Forum des Bundes k 
allerdings die Souverainität einer Privatgesells 

*) Protocoll Oher die Terhandlungen in den etiü 
und nat^ionalräthlicben Commissionen, pag. 25, 35 und 
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lange Stand halten, aber die Bahnen machten dennoch den 
Versuch, sich durch. den Schutz dieses voi^ehaltenen Schildes 
dem Bunde gegenüber eine yortheilhaftere, beinahe gleich- 
berechtigte Stellung zu erobern. Eine solche, wie sie es 
den Gantonen gegenüber eingenommen. Dieser Versuch 
bot nun allerdings eine nur zweifelhafte Aussicht auf Er- 
folg, er konnte aber dennoch schon desshalb unternommen 
werden, da im Schosse der gesetzgebenden Räthe selbst 
Meinungsverschiedenheit darüber herrschte, ob und in wie 
weit der Bund ohne bezügliche Aenderung der Bundes- 
verfassung überhaupt befugt sei, seine Rechte gegenüber 
den Bahnen auszudehnen. 

Eine Ansicht ging dahin, man möge den Ausgang der 
schwebenden Revisions- Bestrebungen abwarten, bevor der 
Bund die verlangten Gesetze erlasse. Eine andere Meinung, 
welche schliesslich Oberhand gewann, wollte die fraglichen 
Gesetze analog wie das ursprüngliche Eisenbahn-Gesetz von 
1852 und die Gesetze über das Telegraphenwesen aus den 
bestehenden Artikeln 21, 33 der (alten) Bundesverfassung 
ableiten. «Durch ein gleichzeitiges Vorgehen sei auch der 
grosse Vortheil geboten, dass Verfassung und Gesetz in ein- 
heitlichem Geiste gestaltet werden können, dass das Gesetz 
alsdann den natürlichen Conunentar der Verfassung bilde und 
die Verfassungsbestimmung sich hinwiederum mit besserer 
Einsicht in alle ihre Consequenzen gestalten lasse». — Diese 
Ansicht war jedenfalls auch die richtige, denn das Schick- 
sal des Verfassungsartikels in den damaligen Verfassungs- 
entwürfen konnte dem Ausbau und dem totalen Umbau 
der bestehenden Eisenbahngesetze doch nicht präjudiziren. 
Das Eisenbahngesetz von 1852 konnte, wie es auch ohne 
directe Basis in der Verfassung entstanden war, auch ohne 
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eine solche durch die Gesetzgebung erweitert w« 
Artikel über das Eiseabahnwesen constatirte in 
fassimg, wie derjenige über das Telegraphenwes 
bestehenden Zustand. Die Folge endlich hat auch ge 
man nur Zeit verloren hätte, wenn man mit der s 
Regelung der Eisenbahn-Angelegenheiten zugewa 
indem der erste Entwurf einer neuen Verfassung 
1872 kein glückliches Sckicksal hatte. Dennoch 
in der eingehenden Opposition gegen die einz 
Stimmungen desselben nicht eine Stimme gegen ■ 
bahn-Ärtikel erhoben. Aus diesem Umstände h 
gesetzgebenden Eäthe ersehen, dass durch das 
setz keineswegs die Bestimmungen der bestehe 
fassung verletzt worden, sondern dass dadurch e 
liehen Bedürfniss abgeholfen worden war. 

Ernstlichen Widerstand erhoben oder versi 
nigstens nur die Eisenbahnen, welche ganz cons 
dem Standpimkt beharrten, sie hätten bei Absei 
Concessionsverträge mit den Cantonen, als gleichl 
Parteien, Privatverträge abgeschlossen, welche 
neues Gesetz nicht aufgehoben werden könntet 
dass der Bund an die Stelle der Cantone als Cc 
trete. Sie verlangten zum Mindesten, dass die b 
Rechte des Bundes und der Bahnen vor ein Scb: 
gebracht und dort festgestellt würden. Diese 
tation ist ganz berechtigt , sobald man die m 
factische Souverainität ^er Eisenbahnen auch re< 
erkennen wollte ; von Seiten des Bundes durfte 
niemals geschehen und ist auch von den Bat 
ernstlich erwartet worden , denn sonst hätten 
Widerstand fortgesetzt und sich nicht bei der 
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ligen Erklärung des Bundesrathes beruhigt: «Die Conces- 
sionen geschähen, wie es schon der Name andeute, nicht 
unter gleichberechtigten Theilen und begründen keinen 
Privatvertrag, sondern durch einen Act der Staatshoheit 
räume der Staat dem Privaten oder der Gesellschaft, welche 
die Unternehmung an die Hand genommen, unter gewissen 
Bedingungen die Möglichkeit ein, die Unternehmung auch 
mit Sicherheit fortzuführen,» Sobald sich nun die That- 
sache klar gezeigt hatte, dass die Cantone ihre Stellung 
als Staatsbehörden entweder nicht erkannten oder nicht 
behaupten konnten, war es das Recht und die Pflicht des 
Bundes, im Interesse des allgemeinen Wohls an ihre Stelle 
zu treten und selbst die Rechte des Staates in seiner Hand 
zu halten und zu wahren. Der Widerstand gegen die Neue- 
rung war aber, wie gesagt, entweder nicht bemerklich oder 
nicht ernst gemeint, so dass wir uns der Uebertragung der 
Eisenbahngesetzgebung an den Bund als einer in praxi fest- 
stehenden Thatsache gegenüber befinden, für unseren Zweck 
können wir dieselbe auch ohne nähere Untersuchung über 
die rechtliche Natur des Vorganges *) als solche annehmen. 
Die Zweckmässigkeit und Nothwendigkeit der neuen 
Einrichtung fällt um so mehr in die Augen, als neben dem 
Aufsichtsrechte über Bau und Betrieb der Bahnen, als welches 
sich eigentlich das Concessionsrecht kennzeichnet, auch die 
gesammte Eisenbahngesetzgebung vom Bunde übernommen 
wurde und diese zwei Befugnisse nicht wohl in getrennten 
Händen bleiben durften. Lassen wir auch die Berechtigung 
und die Nothwendigkeit des neuen Gesetzes ganz ausser 



*) Vgl. drei Rechtsgutacliten betreffend die rechtliche Natur 
der Eisenbahnconzessiouen von Caerard, Heusler, Hiltj. 1877. 
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Äugen, Bo ist dasselbe echon desshalb als eiD heilst 
Fortschritt zu begrUssen, weil es den Weg zur Rechtseh 
öffnet, den Weg, der durch die tief eingewurzelte Abnei| 
der Mehrheit gegen die Erweiterung der Bundescompe 
auf privatrechtlichem Gebiete bo oft gesperrt worden 
der uns auch heute in der neuen Bundesverfassung 
zum Theil ofTen steht. 

Das neue Gesetz über den Bau und Betrieb der sei 
zerischen Eisenbahnen vom 23. Dez. 1872 räumt näv 
dem Bunde die Befugniss ein, Verhältnisse zu regeln 
tief in das Privat-Recht eingreifen, indem es neuen Spt 
gesetzen ruft, sowohl über den Frachtverkehr, als besoi 
dem Gesetze über die Haftung der Eisenbahnen für 
tungen und Verletzungen, die beim Bau und Betriebe 
selben vorkommen. 

Wenn uns auch das Gesetz über die Rechtsver 
nisse des Frachtverkehrs und der Spedition an diesem 
nicht näher berührt, so ist es, bei der grossen Verwi 
Schaft ihrer Grundsätze über die Haftung, doch unmß 
die Motive des einen ohne Erwähnnag derjenigen 
andern Gesetzes darzuthun. Der Art, 38 des Eisent 
gesetzes schrieb ein Gesetz vor zur Regelung der ] 
Verbindlichkeiten sowohl filr die Eisenbahn- und Da 
schifEfahrHJntemehmungen, als auch für andere vom B 
selbst betriebene Transport-Anstalten, also auch die 
Der ursprüngliche Entwurf, der im Laufe der Verl 
lungen bedeutende Veränderungen erlitt, dehnte 
Haftpflicht auch auf die Post aus. Die Botschaft 
Bundesrathes zu diesem Gesetze vom 26. Mai 1874 
diese Ausdehnung fallen, indem sie einen speciellen 
wurf für die Haftpflicht der Post in Aussicht stellt 
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der Überhaupt in der Neugestaltung des 
grösBten Einfluss gehabt hat, stimmte hierin, 
:d zum Ständerath*), dem Bundesrathe von 
i: «Die Ausdehnung des Gesetzes auch auf 
war durch den citlrten Artikel vorgeschrieben, 
aber bald, dass sich jene Anstalten nicht gut 
iiche Haftsystem vereinigen lassen». Beide 
^ten sich dann zu dem Beschlüsse, es mögen 
in einem erweiterten Postregal-Gesetze**) die 
mmungen der Haftpflicht far Verletzungen 
n fixirt werden. 

hat nahm der Bundesrath die Sache sogleich 
und legte den Käthen am 20. Juni 1S74 den 
twurf des neuen Postregal-Gesetzes in seiner 

desrath erklärt darin***) seine grossen Be- 
die Gleichstellung der Post mit den andern, 
kel genannten Anstalten. Es sei nicht räth- 
Natur aus wenig lucrative Unternehmung 
)elasten und auf diese Weise einen Grundsatz 
, den auswärtige Postregal-Gesetze nicht in 
ise anerkennen noch anstreben und der die 
I Fostanstalt in eine ausnahmsweise ungünstige 
würde. Die Botschaft fährt dann weiter 
Schwerpunkt der Garantie^age liege in den 
I, welche von den Entschädigungen handeln, 
1 Postbetriebe vorkommenden Tödtungen und 



iher-Zeitung 1874, 1875, Sitzung X. 74 und 111. 75. 
ili. Die Haltpflicbt dec Poet- Anstalten, 
blatt 1874. 11. No. 29. 
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körperlichen Verletzungen von Persotten (Reif 
angestellten oder Drittpersonen) zu leisten 
Entwurf folge zwar grösstenthells dem bezUg 
bahngesetze, doch init dem Unterschiede, d 
nur auf Grund eines nachgewiesenen Yerschu 
der Verwaltung oder ihrer Angestellten zu 
Diese Beschränkung finde ihre Begründung ii 
wirtfaschaftlichen Stellung der Postanstaltea 
gesetzlichen öscalischen Verpäichtungen eil 
ferner in der Erwägung, dass weitergehende f 
Posten den verbindlichen Personentransport bi 
mischen Unmöglichkeit erschweren könnten ui 
Begranzung auf eine facultative Personenbeföi 
eine blosse Verweisung derselben an die 
nehmungen, die Nachtheile einer etwas be 
Haftung der Posten weit übersteigen würden, 
unter dieser engeren Posthaftung seien nocl 
denken für die Postverwaltung vorhanden un 
erst durch die Erfahrung gezeigt werden, ob € 
solchen Umständen für die Post gerathen sei, d 
Transport-Regal ganz aufzugeben. Es sei end 
übersehen, daas sich die Gefahr der Reisend 
kleinere Zahlproportionen beschränke und dasi 
Ueberwachung der Personenbeförderung bei s( 
Betriebe äusserst schwierig werde, ja selbst 
Vorsorge der Postvorwaltnng immerbin unvollst 
Der Entwurf des neuen Postregalgeaetzes gt 
weiter, als das bezügliche deutsche Gesetz, dt 
auch das Mögliche gethan und die Verwaltuuf 
gegen weitere Haftung für Unfälle, die sie nich 
hat, des entschiedensten sträuben. Eine weite: 
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keit liege darin, dass die Postverwaltung in der Regel nicht 
auf die zunächst schuldigen Angestellten (Postillone, Con- 
ducteure und Pferdehalter) mit Erfolg zurückgreifen könne, 
da dieselben gewöhnlich die Mittel nicht besitzen, um den 
verlangten Ersatz zu leisten. Auch könnten in dieser 
Beziehung erhöhte Anforderungen die solideren Pferde- 
halter von der ferneren Pestführung abhalten oder sie^zu 
solchen Forderungen verleiten, welche den Personen- 
Transport für die Staatspost zur Unmöglichkeit machen 
könnten». 

Die in der Botschaft ausgedrückten Bedenken sind 
sehr wohl begründet und fussen auf Erfahi'ungen, die 
hauptsächlich auf den von Fremden stark besuchten Routen 
gemacht werden. Der Postdienst ist dort ohne Ausnahme 
musterhaft und Unglücksfälle, die nicht zu den unabwend- 
baren gehören, weil sie durch Naturereignisse hervor- 
gerufen, sind eine grosse Seltenheit. Es wäre daher im 
Interesse unserer Bergkantone, besonders des ganz auf die 
Post angewiesenen Cantons Graubünden, sehr zu bedauern 
gewesen, wenn durch allzuhohe Anforderungen an die Post- 
anstalt deren Existenz als Personenbeförderer und damit 
die bequeme Verbindung für die Fremden, die Lebensfrage 
jener Gegenden, in Zweifel gezogen worden wäre. 

Das eidgenössische Gesetz betreffend die Haft5)flicht 
der Eisenbahn- und Dampfschifffahrt-Untemehmungen bei 
Tödtungen und Verletzungen v. 1. Juli 1875 berührt in 
seiner neuen Form, wie schon der Titel sagt, keine anderen 
Transportanstalten als Eisenbahnen und Dampfschifffahrt- 
Gesellschaften. Dass zu den ersteren Anstalten auch die 
Tramways gerechnet werden müssen, zumal wenn sie vom 
Bunde concedirt sind und wie neuestens in Genf durch 



Dampfkraft betrieben werden, woHi 
weisen versuchen. 

B. iensscr« Temhi«d«nheit i 

Als legislative Vorarbeit fttr i 
setz konnte ausser dem deutsehen 
1871 nur das kurze und fragment 
reichische Gesetz vom 5. März 18t 
-wenigen Artikeln die princlpielle, ai 
Eisenbahnen, wie sie das spätere d( 
ausspricht; in gleichem Sinne die I 
ebenso alle dem Gesetze zuwide 
und Frivatabkommen für ungOltif 
reichische Gesetz steht somit voll 
Boden wie die anderen beiden Gest 

Bei der Gegenüberstellung des 
deutschen Haftpflichtgesetzes fällt so 
Unterschied zwischen denselben ins 
gehen nämlich einerseits darin einig, 
der Eisenbahnen festsetzen und 
principiellen Punkten übereinstimm 
aber stellt das deutsche Gesetz auci 
Unternehmungen Normen der Haf 
werke, Steinbrüche, Gräbereien (( 
Eine grundsätzlich verschiedene Art 
wir hier nicht berühren, indem wii 
unserem eidgenössischen Haftpflicht 
wollen. 



*) Goldscbmidt, Zeitachrift für dai 
Bd. XIII, p»g. 532. 
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Die Verantwortlichkeit dieser zweiten Glasse von aus- 
nahmsweise haftenden Unternehmern im deutschen Gesetze 
ist weit weniger streng und ausgedehnt. Die Haftung tritt 
nur dann ein, wenn der Schaden durch ein Verschulden 
eines Bevollmächtigten, eines Repräsentanten oder einer 
zur Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebes und der 
Arbeiter angenommenen Person, bei Ausführung einer 
Dienstverrichtung hervorgerufen wird. Der Unternehmer 
haftet hier also nicht*) für Verschulden der in seiner Unter- 
nehmung beschäftigten ausführenden Kräfte, der gewöhn- 
lichen Arbeiter, geht also in Bezug auf andere Unternehmen 
als Eisenbahnen hinter die durch Art. 1884 C. civ. fest- 
gesetzte Haftung zurück. So wenig als der Dritte, der 
durch irgend ein Versehen eines Arbeiters in einem der ge- 
nannten Unternehmen verletzt oder getödtet wird, Schadens- 
ersatz beanspruchen darf, ebensowenig sind die einzelnen 
Arbeiter gegen die Gefährdung ihrer Person aus schuld- 
haftem Verhalten eines Mitarbeiters beim Unternehmen 
gesichert. Auch die ausnahmsweise Auflegung der Beweis- 
pflicht, welche das deutsche Gesetz den Eisenbahnen gegen- 
über feststellt, ist nicht auf die anderen industriellen Unter- 
nehmungen ausgedehnt und Jeder, der einen solchen Er- 
satzanspruch aus dem Art. 2 des Reichsgesetzes erheben 
will, wird auch die Voraussetzungen, an welcke die Haft- 
pflicht der Unternehmer geknüpft ist, beweisen müssen. 

König führt a. a. 0. die Motive **) zu dieser verschie- 
denen Behandlung der Eisenbahnen und Bergwerke etc. an. 



*) Endemann. Die Haftpflicht etc. 2. Aufl. , pag. 34. 
**) Eger. Das Reichshaftpflicht-Gesetz. Einleitung pag. 32. 
Endemann, a. a. 0. Einleitung. 
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!Es war darin hauptsächlich die Rücksicht auf dei 
baa massgebend; während beim gegenwärtigen Sta; 
Technik sieh ernste Unfälle im Eisenbahn-Verkehr 
Eegel durch Sorgfalt beim Betriebe vermeiden lassei 
die Unfälle im Bergbau oftmals die Folge des Ein 
von Elementar- und Naturkräften, welche sich ai 
sorgfältigsten Controle entziehen. Es wird ferner 
grössere Selbstständigkeit der Arbeiter des Bergbai 
gewiesen ; hier tritt das englische Princip stark hi 
ja ganz in den Vordergrund: «Jeder Bergman 
in die Arbeit mit dem vollen Bewusstsein der Gi 
■welche aus der Mitarbeit zahlreicher Genossen i 
wachsen können ». Dies ist die freiwillige Uebt 
der natürlichen Gefahren einer Arbeit, welche ai 
englischen Arbeiter von jedem Schadensersatzanspri 
schliesst. An diesem Punkte zeigt sieh die Incon 
im deutschen Gesetze besondere grell, denn wenn n 
Grundsatz einmal anerkennt, dass der Arbeiter c 
vom Ersatzanspruch ausgeschlossen sein soll, weil e 
was für Gefahren ihm bei einer Arbeit drohen u 
er dieselben freiwillig übernommen hat, so ist ni 
zusehen, warum der Eisenbahnangestellte anders } 
sein soll, es sei denn, man nehme vielleicht bei 
einen Zwang zur Dienstverrichtung an, denn die i 
Babndienst verbundenen Gefahren müssen doch sich 
als bekannt vorausgesetzt werden ; dass sie etwa 
seien als Gefahren beim Bergbau oder einzelnen ] 
tionszweigen (Chemikalien, Sprengmittel), darübe 
sich mit Erfolg streiten. 

■ *) ^gl' oben pag. 28 f. 



1 
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Der Artikel 2 des deutschen Haftpflichtgesetzes fällt 
somit aus unserer ferneren Betrachtung und wir körinen 
uns nunmehr ganz ausschliesslich mit der Haftung der 
Transportahstalten beschäftigen. Hiebei bemerken wir so- 
gleich einen weiteren äusseren Unterschied des schweize- 
rischen und deutschen Haftpflichtgesetzes. Das deutsche 
Reichsgesetz beschränkt die ausnahmsweise Haftung der 
Bahnen auf die beim Betriebe vorkommenden Unfälle, 
während nach schweizerischem Gesetze Art. 1 und 3 die 
Eisenbahnen auch für Unfälle haften, welche beim Bau 
ihrer Linien vorkommen, sobald nur ein Verschulden der 
concessionirten Anstalt nachweisbar ist. Die Motive wollten 
im Gesetze den Ausdruck Transportanstalten ganz allgemein 
fassen, in der Meinung, dass natürlich nur vom Bau einer 
Eisenbahn die Rede sein könne*), da der Bau der anderen 
Transportmittel, DampfschiflFe etc., keinerlei Ausnahmsstel- 
lung der damit in Berührung kommenden Personen recht- 
fertige. Bei der Berathung wurde jedoch bei der principiellen 
Aenderung im Artikel auch der engere Ausdruck Eisen- 
bahn aufgenommen, damit schon daraus ersichtlich wäre, 
dass die erweiterte Haftung auch nur beim Bau einer 
Eisenbahn Platz greifen sollte. Die Haftung der Anstalt 
ist hiebei allerdings nicht so weit wie beim Betriebe, aber 
dennoch allgemein ausgedehnt, sobald beim Bau der Eisen- 
bahn «ein Mensch getödtet oder körperlich verletzt wird». 
Natürlich ist hier die Haftung gegenüber jedem Arbeiter 
und jedem Dritten und also auch für Verletzung der Ar- 
beiter unter sich festgestellt, sobald nur ein Verschulden 



*) Dr. Schneider. Die beiden Gesetzentwürfe etc. von Prof. Fick 
in Schauberg's Zeitschrift für Gerichtspraxis etc. Bd. I, pag. 297. 
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der Anstalt bewiesen ist Der Art. 3 des schweizerisc 
Gesetzes, der im deutschen Gesetze ebenfalls fehlt, bestii 
ferner die Haftung der Transportanstalt für jeden, t 
den untergeordnetsten Arbeiter beim Bau und Betrieb 
ausserdem für jeden Dritten, dessen sie sich zum Betr 
des Transportgeschäftea und zum Bau der Bahn bediei 
Ausdrücklich ist den Anstalten das Rückgriffsrecht 
Dritten gegenüber offen gelassen. 

Diese erweiterte Ausdehnung der Haftpflicht der Ei: 
bahnen auch auf Verletzungen und Tödtungen, welche l: 
Bau der Bahnen vorkommen, hängt mit den theilw 
verschiedenen Gesichtspunkten in den Motiven zum 
genössiscben Gesetze zusammen. Wir kommen sogl 
darauf zu sprechen und bemerken hier nur, dass 
ursprünglichen Entwurf des Haftpfliehtgesetzes die jetzi 
Artikel 1 und 2 in einem Artikel vereinigt waren, in welcl 
die nämliche Haftpflicht vorgesehen war für allen Scha 
der sowohl beim Bau als beim Betriebe der Bahn vorfii 
wUrde. Ausserdem sollte die Bahn in weit ausgedehnte 
Maasse haften, nämlich für allen Schaden, der bei 11 
Unternehmung entstehen würde, sofern sie nicht bewe 
könnte, dass dabei höhere Gewalt oder eigenes Verechu 
des Verunglückten die Ursache des Unfalls bilde. 
Laufe der Verhandlungen wurde hierin vom National 
eine prinzipielle Aenderung vorgenommen. 

C. demeinsame Graodgedtuiken d«r beiden tiesetze 

Der gemeinsame Grundgedanke des eidgenössisc 
und des deutschen Haftpflichtgesetzes ist, unabhängig 
dem ganzen System des Obligationenrechts, der Eör 
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Integrität einen erhöhten Rechtsschutz zu verleihen durch 
die theilweise Reform der Grundsätze über die Verpflichtung 
zum Schadensersatz. Dieser Zweck wird dadurcji zu er- 
reichen gesucht, dass die Eisenbahnen in erweitertem 
Maasse als bisher für Unfälle haftbar erklärt werden, 
welche beim Betriebe resp. Bau ihrer Anstalt vorkommen. 
Hier ist der prinzipielle Unterschied der neuen deutschen 
und eidgenössischen Gesetze von der Haftung nach fran- 
zösischem Recht. Während dort die Transportanstalt haftet, 
aus einer obligatio quasi ex delicto, wegen präsumirtem 
Verschulden der Unternehmung, schafft im deutschen und 
schweizerischen Gesetze das Gesetz selbst die Entschädi- 
gungspflicht ohne Präsumption eines Verschuldens. Die 
Transportanstalt haftet aus einer obligatio ex lege. Sie 
wird allein schon durch die Thatsache eines Unfalls obli- 
girt. Die Beweislast wird ihr zugeschoben und sie wird 
nur durch den Beweis liberirt*, die Ursache des Un- 
falls liege in höherer Gewalt oder im eigenen Verschulden 
des Verletzten, resp. im Verschulden einer dritten Person, 
die zu der Anstalt in keinerlei Beziehung steht. Es ist 
diese ausnahmsweise Stellung des deutschen Gesetzes 
ausserhalb des Systems des Obligationenrechtes, welche 
allen den mannigfachen Aussetzungen entgegengehalten 
wird, wenn seine Inconsequenz und seine Lückenhaftigkeit 
den Vorwurf der Kritik hervorgerufen haben. *) Man wollte 
in Deutschland ein Spezialgesetz. Man wollte sich nicht 
zur Reception des französisch-rechtlichen Grundsatzes der 
Haftung des Art. 1384 in seiner allgemeinen Ausdehnung 
und Anwendung bequemen ; man fand aber doch, dass der- 



*) Eger, a. a. 0. Einleitung pag. 26 f. 
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selbe groBseo, tiefgefDhlten Mängeln des herrsch« 
ßechtes Abhülfe bringen könne und half sich mit dei 
fUhrung eines Spezialgesetzes, das wenigstens dem i 
meinsten und dringeodsten Bedürfnisse entspräche. 
Gedanke an eine ausgedehntere Haftung der Bahnen 
übrigens in einem Theile von Deutschland nicht 
Preussen hatte schon bei Anlegung der ersten Bahnei 
Jahre 1838, ein Gesetz über die Eisenbahn-Untemehmi 
erlassen, welches in seinem Art. 25 die Eisenbahnei 
allen Schaden ersatzpflichtig erklärte, «der hei Befördi 
auf der Bahn» sowohl an Reisenden, als Angestellten 
Gütern, als auch an Dritten entstehen würde. ! 
wurde im Schadensfalle ein Verschulden des Beti 
präsumirt und die Eisenbahn haftbar erklart, wem 
nicht den Beweis leisten würde für das eigene Versch 
der Beschädigten oder für Einwirkung höherer Gt 
Ausserhalb Preussens bestand in dem Geltungsgebiet! 
gemeinen Rechts die grösste Kechtsunsicherheit und 
schieden^eit der Praxis, je nach dem Ueberwiegen t 
oder jener Ansicht in den Controversen der gemeini 
liehen Theorie. Im Grundsatz hing jedoch die Ha 
der Bahn, sofern sie überhaupt für ihre Leute einzus; 
hätte, von einem bestehenden Vertragsverhältniss a} 
dass für viele Fälle gar kein Rechtsschutz' geboten 
In processualischer Beziehung sollte der Scha 
nachweis von den engen Grenzen und Fesseln der pos: 
Beweisregeln des Civilprocesses befreit und die freie ri( 
liehe Beweiswürdigung bei derartigen Ersatzansprl 
eingeführt werden. Dadurch wurde der Einführung 
allgemeinen Prinzipes, des freien richterlichen Ermei 
bei Würdigung des Beweises vorgegriffen, jenes Prii 
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welches der neue deutsche dirilprocess aus der fort- 
geschrittenem Gesetzgebung Englands und Frankreichs 
herübergenommen hat. Endlich wollte man*) dem Geschä- 
digten die Möglichkeit geben, nicht nur f&r jeden erlittenen 
Verlust (damnum emergens), sondern auch für das volle 
Interesse Qucrum cessans) Schadensersatz zu erhalten. Die 
Schranken des bestehenden Rechts sollten femer die Hinter» 
bliebenen der Vemnglückten nicht mehr beeinträchtigen; 
auch diese Interessenten, zumal Wittwe und Waisen, 
überhaupt alle die, zu deren Emährung und Erhaltung 
der Getödtete verpflichtet war, sollten Anspmch haben auf 
Ersatz alles dessen, was ihnen durch den Unglücksfall ent- 
gangen war. Der Richter sollte in jedem einzelnen Fall 
den Thatbestand frei prüfen und nach seinem Befund auch 
frei den entstandenen Schaden beurtheilen. Eine weitere 
Bestimmung nahm endlich den Eisenbahnuntemehmungen 
das Recht, die Vorschriften dieses Gesetzes zum Voraus 
auszuschliessen**) oder auch nur zu beschränken. Alle 
Reglemente und sonstige Abkommen, die diesen Zweck im 
Auge hätten, wurden im Voraus rechtlich ungültig erklärt. 
Aus welchem Grunde aber diese Haftbestimmungen 
im deutschen Gesetze lediglich auf Eisenbahnen beschränkt 
und nicht auch auf die DampfschiflFfahrt-ünternehmungen 
für den Binnenverkehr ausgedehnt wurden, ist nicht er- 
sichtlich. Die Leipziger-Petition, welche zum ganzen Ge- 
setze den Anstoss gegeben, hatte ausdrücklich auch für 
dieses Gebiet Ordnung verlangt und hatte auf die herrschen- 
den Uebelstände hingewiesen. Bei der Berathung des 



*) Lehmann, Körperverletzungen etc. 1869. 
**) Vgl. Code civ. , Ai-t. 6. 
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Gesetzes im Reichstage äusserte sich der Bundes( 
Dr. Fallt über diese Frage dahin: Die Seesch 
aus dem Geltungsgebiete dieses Gesetzes ausge 
weil fUr jene Verhältnisse der Haftung die Besti 
des Handelsgesetzbuches Art. 451 genügende N 
stellen. Die Binnenschifffabrt komme hier nicht 
■weil diese Angelegenheit noch nicht im Flusse sei 
übrigens in nicht zu femer Zeit einer umfaast 
gelung entgegen. Nun komme hinzu, man habe ii 
land glücklicherweise nicht die Neigung, Bootn 
anzustellen wie auf dem Mlssisippi (!). Dessh 
auch Beschädigungen an Personen niclit so häufii 
Gesetz weniger nöthig. 

Aus dieser Ausführung ist die Stellung des 
Gesetzes gegenüber dem eidgenössischen besond 
ausgesprochen, indem dieselbe zeigt, dass eben dai 
Gesetz nur ein vorübergehendes Nothgesetz iE 
Geltung sich nur vorübergehend auf einzelne G» 
strecken solle, bis zur einheitliehen Regelung der 
Materie. 

D. Innere Tersehiedenheit der beiden de» 

Ueberall tritt uns in den Motiven des deut 
setzes das Wesen desselben als eines Nothgesetzes 
Es ist die Idee, dass es ausschliesslich die gefah 
Natur der Eisenbahnen sei, welche eine ausn; 
Haftbarkeit derselben rechtfertige und nöthig ma 
ganz beiläufig wird in der Debatte betont, dass < 
bahnen wegen ihres Belriebsmonopols ausgedehn 
sollen als die Bergbauer etc. Vollends findet 



der Assecuranzidee, die zuerst von Munzingsr angeregt 
und in seinem Entwürfe eines einheitlichen schweizerischen 
Handelsgesetzbuches durchgeführt worden war, kaum eine 
Andeutung. Unseres Erachtens nun könnte an diesem 
Punkte ein Anhalt zu finden sein für die Rechtfertigung 
der theiiweisen Ausdehnung unseres schweizerischen Haft- 
pfliehtgesetzes gegenüber dem deutschen Gesetze. 

Prof. Dr. Fick sagt in den Motiven*) zu seinem Ent- 
würfe: «Die Schweiz hat vermöge ihrer geographischen 
Lage im Herzen Europa's und vermöge ihrer poHtischen 
und volkswirthschaftliehen Entwicklung in höherem Maasse 
als irgend ein anderes Land der Erde ein reales Interesse 
und eine sittliche Verpflichtung, dem gesammten Publikum, 
welches Jahr aus Jahr ein Güter, Gesundheit und Leben 
den Eisenbahnen, Dampfschiffen, Posten anvertraut, die 
weitestgehenden Garantien zu gewähren. 

Bei Abfassung der beiden Entwürfe glaubte ich daher 
in Feststellung der Garantien des mit diesen Transport- 
anstalten verkehrenden Publikums die Grenzen, bis zu 
welchen hierin die Gesetzgebungen und die Praxis benach- 
barter Staaten vorangegangen sind, mindestens erreichen und 
in manchen Funkten, wo mir diese Gesetzgebungen hinter 
den Anforderungen der Zeit zurückzustehen schienen, sogar 
tlbersehreiten zu sollen. 

Wenn dadurch nicht selten die allgemeinen Rechts- 
prinzipien des Vertragsreebtes zu Ungunsten der Transport- 
anstalten wesentlich modifizirt werden, so rechtfertigt sich 
dies durch zwei Betrachtungen, die schon von dem sei. 
Herrn Prof. Dr. Hunzinger in seinen Motiven zu dem Ent- 



') Dr. Fick. Die Schweiz- ReohtseinlieitBbestreImngen, pag. 67 t 
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würfe eines schweizerischen Handelsgesetzbucl 
und 313, bei diesen Fragen in den Vorderg 
worden sind. 

Zunächst kommt hier das Monopol*) 
welches der Post von Rechts wegen zusteht 
übrigen grossen Transportanstalten ungeaeht« 
tigung von Ausschlussprivilegien, ungeachtet 
Strebens nach Vermehrung derselben und na 
der freien Concurrenz auch auf dem Gebiet« ( 
lebens thatsächlich fortbestehen wird. 

Das Publikum ist, wenn es einen bestimmt 
zweck erreichen will, mehr oder weniger im 
Nothlage, es musa sich der betreffenden Anstalt 
Der Einzelne, der sieh der grossen Transportai: 
hat nicht, wie bei anderen Gewerben, die ^ 
vielen Coneurrenten, um demjenigen, der ihm 
Bedingungen und weitestgehenden Garantien 
Vorzug zu geben, er mass sich, sofern hie 
nicht Hülfe schafft, sofern es nicht unbillige 
und Klauseln für unwirksam erklärt, den Ii 
anderen Contrahenten fügen. Der schembar 
die Vertragsfreiheit, der darin liegt, dass gewi 
heredungcn für nichtig erklärt werden, ist da 
beit nur die Wiederherstellung der Vertragsfi 
Ober den Wirkungen eines solchen rechtlicfaf 
factischen Monopols. 

Sodann ist es, wie von Munzinger treffend 1 
die Ässecuranzidee, durch welche die N 
ans den scheinbar harten und ungerechten P 



•) Cohn, G; a. a. O. pag. 592 f. 
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ftlr die Anstalten hervorgehen, wieder aufgehoben werden. 
Die Verluste, welche die Anstalten allerdings nach diesen 
Bestimmungen ohne irgend ein Verschulden nicht selten zu 
übernehmen haben, kommen im Grossen und Ganzen im 
Verhältnisse zum Gesammtverkehr der Anstalten so ver- 
einzelt vor, dass sie durch einen äusserst minimen, für das 
Publikum selbst völlig unbemerkbaren Aufschlag zu dem, 
was die Anstalt ausserdem als Transportpreis berechnen 
würde, gleichsam als Assecuranzprämie, reichlieh ausge- 
glichen werden. Es entsteht daher durch diese scheinbar 
ungerechten Bestimmungen eine von der Transportanstalt, 
ohne dass sie es selbst und das Publikum weiss, vermittelte 
gegenseitige Assecuranzgesellschaft unter sämmtlichen Perso- 
nen, die sich jeweüen der Transportanstalt auf Grund solcher 
scheinbar ungerechten Gesetzesbestimmungen bedienen.» 

Dies sind nun allerdings die allgemeinen Motive*) zu 
dem ersten Entwurf des Gesetzes, der, wie wir oben bemerkt 
haben, viel weiter ging als das heutige Gesetz; aber warum 
sollen wir, gestützt auf diese Grundmotive, nicht die nun 
geltenden Normen so weit ausdehnen als möglich, so weit 
als es die Motive für angezeigt halten und es mit der Billig- 
keit vereinbar ist und nicht zu Inconsequenz in der Recht- 
sprechung führt? 

Der Nationalrath, aus dessen Berathung das Gesetz in 
wesentlich neuer Form hervorging, nahm fast ohne Dis- 
cussiou die einzelnen Gesetzesbestimmungen, wie sie von 
seiner Commission vorgelegt worden waren, an. Die Gom- 
mission fusste dabei auf diesen Motiven. Wir finden wenig- 

•) Pro£ Dr. Fick. Ein Rechtflgntachten. Ueber den Begriff dea 
Betriebes . . . 1878. 



- 59 — 

etenB &n keinem Orte eine Andeutung dal 
diese Motive zu weit gingen oder dass si 
verloren hätten; im Oegentheil beschränkt 
GommigsioD die prinzipielle Haftung der Trs 
auch filr Tödtungen imd Verletzungen beim 1 
nicht weil sie die Motive desavouirte und voi 
wollte, sondern lediglich aus Gründen der Z 
Sie billigte*) vollkommen die Tendenz, in 
Publikums und der' Angestellten mit einer t 
Strenge gegen die Eisenbahnen vorzugehen 
sie die Ausdehnung der ausnahmsweisen Haf 
Bau zu weitgehend. Sie wollte in diesem 1 
der gemeinen Haftpflicht nicht allzuweit 
nicht etwa durch allzu grosse Schärfe unger 
Die nationalräthlicbe Gommission sagt in' : 
sie hätte sich bezüglich der Verletzungen , 
einer Bahn entstehen , vollständig auf den 
meinen Rechtes stellen können, indem der 
-was Erdarbeiten und Hochbauten betreffe, m 
arbeiten und Hochbauten in Nichts verschit 
unmöglich gewesen wäre, über die Haftb 
letzungen , far gleichartige Bauten versch 
grundsätze aufzustellen : «Es wäre gewiss 
stossend gewesen, wenn z. B, der Fall eii 
dass die Eisenbahn fdr den Bau eines 
Schuppens unter schwerere Haftpflicht gesti 
ein Privatmann, der ein grosses Haus oder 
die einen Kirchthurm baut.» 

Die Commission des Nationalrathes ha 



•) BundeB-Blatt 1874, Bd. HI, pag. 277 f. 
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1 Ideen leiten lassen, welche in der Eingabe der Ver- 
igung schweizerischer Eisenbahn-Verwaltungen zu dem 
Ftpflicht-Geaetze *) Ausdruck gefunden haben. In der 
it hätte die Haftung nach dem ursprünglichen Entwürfe 
^licherweise im einzelnen Falle die Gesellschaften allzu 
r belasten können. Es wäre aber dennoch, im Hinblick 

die immerhin ausnehmend geßlhrlichen Arbeiten, z. B. 
Qnelbohrungen, wünsehenswerth gewesen, wenn die Aus- 
mung der ursprünglichen Haftung des Entwurfes bei- 
Lalten wordenwäre. Bei Anwendung der modernen Spreng- 
tel, welche bei Unfällen in der Regel den Tod aller 
iheiligten herbeifahren, ist für die Hinterbliebenen der 
weis far das vorliegende Verschulden der Bahn oft gar 
tit möglich, die Haftung der Bahngesellschaft also rein 
sorisch. 

Der ursprüngliche Entwurf des Gesetzes wollte eben 
; Unftlle, die im Bereiche des Dienstes einer Transport- 
talt vorkommen , unter die gleiche Haftung stellen, 
Lehviel ob dieselbe beim Bau, beim sogenannten inneren 
sr äusseren Betrieb vorkommen und auf diese Weise 
e einheitliche Praxis ermöglichen und herbeifilhren. 
rch die prineipielle Abweichung von dem Entwürfe hat 
1 natürlich das ganze Gesetz eine neue Kichtung erhalten 
I dadurch wurde zum mindesten auch eine constante, 
indsätzliche Praxis nicht erleichtert. Der Richter ist 
I mehr als sonst dazu gezwungen, in jedem einzelnen 
le zu erwägen wo die Grenze ist zwischen Bau und 
neb, ob der Fall zum Bau oder zum Betriebe oder 



*) Eingabe der Vereinigung Schweiz- Eisenbahn Verwaltungen 
I 1+. September 1873 und 19. August 1874. 
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. etwa gar nicht dazu gehöre tind somit nicht unter i 
setz falle. Für TJnfillle, die beim Bau vorkommen, 
französische Praxis massgebend geworden, luden 
Art. 1 In seiner nunmehrigen Gestalt einen rein fran 
rechtlichen Grundsatz aufstellt, wie er aus dem Ai 
hergeleitet wird. 

Der Art 1 verliert in seiner jetzigen Forr 
ausserdem an Wichtigkeit durch den Art 96 des 
nOsslschen Obligationenrechtes *). Der cit. Artike 
die gleiche Haftpflicht für jeden Unternehmer a 
durch die Annahme dieses Frinclps, das dem franz<! 
Rechte entnommen ist, würde ein bedeutsamer Scb 
than, der mit der analogen Praxis der Gerichte dazu 
könnte, gleiche Rechtsideen allgemein geltendes 
werden zu lassen und denselben gleichförmige Au 
zu verschafifen. 

Der Art' 2 des schweizerischen Gesetj;es ist den 
des deutschen Gesetzes nachgebildet Er lautet: 
beim Betriebe einer Eisenbahn- oder Dampfsch 
Unternehmung ein Mensch getödtet oder körperlich 
■wird, so haftet die Transportanstalt für den dadui 
standenen Schaden, sofern sie nicht beweist dass i 
fall durch höhere Gewalt oder durch Versehen und Vi 
der Beisenden oder dritter bei der Transportansta 
angestellter Personen ohne eigenes Mitverschuld 
Anstalt oder durch die Schuld des Getödteten od' 
letzten selbst verursacht worden Ist » 

Nach Endemann bedarf bei diesem Artikel im 
Wort einer Erklärung. Diese Erklärung ist In der 

•) Entwarf vom 7. October 1876. 



gegeben worden und wir wollen Mer von der- 
gar nicht abweichen, vielmehr auf dieselbe 
d nur diejen^en Funkte untersuchen, welche 
ische Glesetz näher angeben. Die Ausdehnung 
von den Eisenbahn- auch auf DampfscbifiTahrt- 
igen haben wir oben berührt als eine Folge 
en Anlage des ganzen Gesetzes, welche, wena 
lehr in ursprünglicher Form, doch noch jetzt 
tbar ist. 

L taucht sogleich die Frage auf: was gehört 
brtlaut unseres Gesetzes zu den u Eisenbahn- 
igen?» In der deutschen Theorie ist es nicht 
lass dazu gehören: « alle Anstalten zum Trans- 
3m oder Personen mittelst eines Eisenschienen- 

eönition hat Hahn in seinem Commentar zum 
zbuch für den Begriff einer Eis^bahn aufge- 
.usdruck des schweizerischen Gesetzes, welches 
iinfacben «Eisenbahn» « Eisenbahn -Untemeh- 
ist nach der Ansicht des Hm. Prof. Dr. Fick**) 
cblichen Gründen gewählt worden, indem man 
eige der Transportanstalten, welche dem Ge- 
eilt sein sollten, die Eisenbahn- und Dampf- 
itemehmungen, den nämlichen Ausdruck habe 
vollen. Es sei hiebei nicht etwa an jene Aus- 
Haftpäicht gedacht worden, welche darin 
, wenn man an Stelle der Wendung « bei dem 



Commeatar zum deutachen Haudelagesetzbocfa , ad 
imann, a. a. 0. pag- 18. Egec, a. a. 0. pag. 38. 
k. Ein EechtBgQtaohten, pag. 18, 19. 



Betriebe der Eisenbahn » gesagt hätte •> 
aehmung der Eisenbahn d. Im letzteren 
Eisenbahn für alle Vorfälle gehaftet, di 
Bereiche ihrer Industrie vorgekommen ^ 
für Unfälle beim Bau; eine solche Ausdehnt 
desshalb nicht als gewollt anzunehmen, 
behn Bau eine eigene und unabhängige 
trofifen worden ist Die Verschiedenheit 
weise ist also rein formal und hat mit dei 
Begriffes der Eisenbahnen keinerlei Zuf 
diesem Punkte bleibt för unser Gesetz di( 
und Praxis massgebend. Wir finden übi 
schweizerischen Material keinerlei Anhalt 
weniger finden wir im schweizeriBchen 
eine Definition, welche uns zwingen würde, 
Theorie abauweichen. 

Einzig die Botschaft des Bundearath 
gesetz aber den Baa und Betrieb der 1 
16. Juni 1871 sagt, wie weit sich die Ge 
setzes erstrecken solle und daraus lässt 
des Bundesrathes tkber den Begriff einer Ei 
Das Gesetz wird dort ausgedehnt auf 
Unternehmungen, welche der staatlichen 
dttrfen, d. h. auf alle « wirklichen Eisei 
mungen, welche fremden Grund und Bodi 
an das allgemeine Eisenbahnnetz aoschlii 
spreehung des Haftpfiichtgesetzes wurde 
gesprochen, was zum Begriffe einer Eisenbai 
gehören solle und was nicht. Es werde 
Eisenbahnen vom Haftpflicfatgesetze aus 
welche als integrirender Theil eines indu 
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its einzig und allein für den Betrieb desselben, dem 
ihr von Material etc. innerhalb des Etablissements 
D. Sobald jedoch etwa ein solcher Eisenschienenweg in 
ndung mit dem allgemeinen Schienennetz tritt, wird 
ich unter das schweizerische Eisenbahngesetz fallen 
iadurch auch unter das Haftpflichtgesetz gehören. 
[n Deutschland werden auch die Tramways zu den 
iichtigen Eisenbahnen gezählt und zwar nicht etwa 
lie mit Dampfkraft betriebenen, sondern ausdrücklich 

die Pferdeeisenbahnen. Bei unserem Gesetze soll 
die Auslegung des deutschen Gesetzes Geltung haben 
somit könnten wir einfach unser Gesetz ebenfalls auf 
ways ausdehnen. Wir begegnen jedoch hiebei einem 
irniss; das eidgenössische Gesetz erklärt nämlich die 
ssionirte Unternehmung für haftpflichtig. Es unter- 
aueh keinem Zweifel, dass ein vom Bunde concedirtes 
iway- Unternehmen dem Haftpöichtgesetze unterstellt 
Dies wird um so mehr der Fall sein, wenn beim Be- 

die Pferde durch Dampfkraft ersetzt werden.*) 
Es ist ganz unnöthig zu betonen, dass, was flber die 
irlichkeit des eigentlichen Eisenhahnbetriebes gesagt 
nch vom Tramway Geltung hat Dazu kommt, dass 
Usenbahnzilge sich auf abgeschlossenen, speciell für 

Dienst hergestellten Strassen bewegen und dass sie 
auf denselben auch bessere und selbstständigere 



' In Oeuf werden augenblicklich mit TeTscbiedenen Sjatemen 
anpfbetriebea Tereuche angestellt , welche sehr befriedigend 
jud auch beim Publikum groBsen Anklang finden. Bis zur 
e ist jedoch die Concesaion zum Dampfbetriebe nicht ertheilt 
a. — Wir verdanken diese Notizen dem Herrn Ingenieur 
anta in Genf. 
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Polizeiaufsicht führen können, wahrem 
dings mit geringerer Geschwindigkeit 
quentirteaten Strassen der Städte ve 
eine Collision von Fuhrwerken und E 
Fahrzeugen viel leichter, zumal ihre 
weichen unmöglich macht. In der P: 
den Dritten, der, ohne mit ihnen in 
niss zu stehen, auf denselben Strasset 
den Tramways gegenüber am nöthigs 
ist für die Angestellten und für Pasi 
Vorsicht ein ganz ungefährlicher und 
Schutzraassregeln, z. B. geeignete mom 
Torrichtungen, noch sicherer gestalte 

Diese Ansicht sp rieht auch das 
handelsgericht aus in einem Urtheil 
Pferdebahngesellschaft Entscheidung 

Die Frage ist desshalb als nie 
trachten, weil die Competenz des B 
von Tramway-Untemehmungen in Fi 
■weise nimmt Zürich*), entgegen der 
und Genf, die Concessions - Befugn 
resp. die Gemeinde , als einen Ai 
Souveränität in Anspruch**). Im 
wäre es jedenfalls, wenn die Conce 
französischem Vorbild dem Staat {I 
welcher dann mit Bücksicht auf da: 
die Zustünmung der betheiligten Ge 
Auf diese Weise sind die beidseitige 

■) StüHH. Straasenbahuen, 1878. 
") Neue Zürcher- Zeitung, 1878, No. -5 



Bund, entgegen dem Interesse und dem Willen einer 
neinde. niemals eine Tramwar-UnternehmoDg concediren 
ji; ausserdem geniesst man den Vortheü, dass nicht 
eine Categorie tou Eisenbahnen die Cantonal-Soaveränität 
der hergestellt werde, nachdem man sie kaom fQr die 
lere unter Kämpfen depodsedirt hat. 

Wird das Concessionsreeht den Cantonen aberlassen, 
fallen die Tramway-Untemehmongen auch aus der Reihe 
conceäsionirten haftpflichtigen Unternehmungen und 
lit auch nicht unter unser Haftpfiichtgesetz. 

Es ist oben erwähnt worden, dass das Haftpflicht- 
letz neben seinen neuen Bestimmungen Ober die Haftong 
■h das freie richterliche Ermessen bei Erwägung der 
atsachen und Beweissätze als Grundsatz aufgestellt hat. 

keinem anderen Punkte ist nun fQr das freie Ermessen 
! Richters ein solcher Spielraum gelassen, als in der Be- 
heilung und Begrenzung der Vorfälle, die «beim Be- 
eben einer Eisenbahn- oder Dampfschifffahrt-Unteroeh- 
ing vorkommen. Das Gesetz stellt allgemein die obligatio 

lege auf, dass jene Transport -Anstalten haftbar seien 
■ den Schaden, der beim Betriebe ihrer Anstalt entsteht, 
jfern sie nicht beweisen, dass der Unfall durch höhere 
iwalt oder durch Versehen oder Vergehen der Reisenden 
er dritter bei der Transport - Anstalt nicht angestellter 
rsonen, ohne eigenes Mitverschulden der Anstalt , oder 
rch die Schuld des Getödteten oder Verletzten selbst 
rursacht worden ist». Es ist dies im Grundsatz die 
iiche Bestimmung, welche der Art. 1 des deutschen Ge- 
izes aufstellt, nur mit der Beschränkung, dass die Trans- 
rt- Anstalten auch dann ausdrucklich nicht haften, wenn 
r Unfall durch Schuld eines Dritten, Unbe'theUigten her- 
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vorgerufen wurde. Diese textuelle Aenderung des Ar- 
tikels gegenüber dem deutschen Gesetze und dem Ent- 
würfe wurde ebenfalls vom Nationalrathe vorgenommen, 
hauptsächlich mit Rücksicht auf die citirten Eingaben der 
schweizerischen Eisenbahnverwaltungen, welche sich gegen 
die mögliche Ausdehnung der Haftpflicht auch auf Delicte 
von Reisenden und anderen Unbetheiligten , die zu ver- 
hindern nicht in ihrer Macht steht, wehrten*). «Beispiels- 
weise hätte, wenn der Entwurf unverändert angenommen 
würde, die Eisenbahn zu haften, wenn ohne das mindeste 
Verschulden ihrerseits ein Reisender von einem anderen 
-die Wagentreppe hinuntergestossen und dabei irgendwie 
verletzt würde oder für Tödtungen durch einen Passagier, 
der sich im Wagen, ohne dass er daran verhindert werden 
konnte, plötzlich das Vergnügen bereiten würde , mit ge- 
ladenen Pistolen zu schiessen u. dgl. m.» 

Die Aenderung im schweizerischen Gesetze ist dess- 
halb nur eine textuelle, weil die deutsche Theorie**) (die 
Praxis hat einen einschlagenden Fall noch nicht behandelt) 
Ähnliche Vorfälle desshalb ausschliesst , weil solche Ver- 
letzungen und Tödtungen überall anderswo sich in gleicher 
Weise zutragen könnten und mit der besonderen Gefähr- 
lichkeit des Eisenbahnbetriebes , dem einzigen Motiv der 
ausgedehnten Haftung, nichts zu thun haben. 

In der That hat das Reichs-Oberhandelsgericht bisher 
in den meisten Fällen die Haftpflicht nur dann als erwiesen 
betrachtet, wenn die Verrichtung, bei welcher der Unfall 



*) Eingabe der Vereinigung Schweiz. Eisenbahnverwaltungen 
vom 14. September 1873 und 19. August 1874, pag. 37. 
**) Eger, a. a. 0. pag. 18. 



iiuen, mit der dem Eisenbahnbetrieb eigenthOmlichen 
hkeit verbunden war. Der genannte Gerichtshof ist 
cht consequent geblieben. So viel steht fest, dass 
iff «beim Betriebe» einen weiteren Umfang haben 
der in dem preussischen Gesetze vom Jahre 1838 
gebrauchte Ausdruck «bei der Beförderung auf 
)). Es werden also auch VorftUe unter die Haft- 
ier Eisenbahn gerechnet werden müssen, die nicht 
Beförderung von Personen auf der Bahn in un- 
sm Zusammenhange stehen. Wie weit oder wie 
Grenze des Betriebes aber nach dem neuen Ge- 
n soll , darüber gibt weder die Berathung im 
;e, noch die Theorie bestimmten Anfschluss. Unsere 
ischen Gesetzgeber begnügten sich damit , den 
1 Ausdruck zu recipiren und versuchten nicht ein- 
Definition desselben, so dass auch wir eine be- 
grenze erst suchen müssen. Für den schweize- 
iiehter ist es «von unberechenbarem Vortheiln, 
in der deutschen Praxis anzuschliessen. In sei- 
itsgutachten spricht sich Herr Professor Dr. Fick 
, dass durch die Aenderuogen, welche das schwei- 
Gesetz erfahren hat, es noch viel mehr angezeigt 
leichter sei , sich nach der Praxis des Keichs- 
elsgerichts zu richten , da die grundsätzlichen 
ede der beiden Gesetze, bis auf die Ausdehnung 
)fschifffahrt -Unternehmen, aufgehoben sind. Es 
;ar nicht zu läugnea, dass bei dem eingeschränkten 

ächeidungen des K.-O.-H.-G-, Bd. Zll, pag. 236, — Dr. Fick. 
ichten, pag. 7. — Endemann, a. a. 0. pag. 13. — Eger, 
>g. 45. 



-Geltungggebiete des schweizerischen 
keit der Anlehnung an eine au8| 
Praxis nicht nur von grossem Nutzi 
^rösster Nothwendigkeit ist. Die Sc 
dass jene Praxis nicht consequent ist 
einzelnen Fall nach verschiedenen & 
Vergl. Entscheidungen R.-0.-H.-G. ] 
XUI, pag. 83 und Bd. XU, pag. 1 
Fall zeigt klar, dass das !Reichs-Ob( 
streng davon ausgeht, «dass der eil 
mittelbar durch die Beförderung o 
ursacht worden sein müsse, um dii 
zu begründen, sondern dass dieselbi 
liege, «wenn nur ein mittelba 
Zusammenhang vorliegt» 

Durch dieses Urtheil ist in die E 
«beim Betriebe», wie sie von Ege 
Bresche entstanden, die für die Äusl 
von Bedeutung ist. Eger sagt auf 
den EiBenbahneD eigenthUmlic 
trieb kommt in Betracht.» Wir 
Ansicht, dass man nach dem jetzt v 
gesetze, im Aaschluss an den Entw 
griff «beim Betriebe» so weit ausdel 
als dies in den ui^prttnglichen Mot 
sind die, Ausführungen des Herrn Pi 
' Bechtsgutachteo unumst&ssUch und i 
wenn er sagt: «So lange in dem sc 
die Ausdehnung der strengen Haftpl 

•) Eger, a. a. 0. pag. 15 f. 
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'ransportanstalten, die nur aus Mobilien be- 
alten wurde, war jene extensive Auslegimg 
äni Widerspruche mit dem übrigen Inhalte 
Denn auch ohne diese extensive Interpre- 
:ie «beim Betriebes konnte man ja, wie die 
e Schrift von Gareis darthut, direct aus der 
)er den Bau folgern , dass bei Herstellung 
jsmittel (Dampfschiffe, Wagen, Locomotiven) 
irkstätten die strenge Haftpflicht eintreten 

' diese strenge Haftbarkeit sogar beim Bau 
ra gestrichen ist und für die dabei vorkom- 
ngen und Verletzungen dem Geschädigtea 
■ Schuld der Bahn oder ihrer Leute zuge- 
ifOrde jene extensive Interpretation geradezu 
Resultat ergeben. Die Bahn würde , wenn 
bar höchst gefö,hrllehen Bau einer Brücke 
mnels u. s. w. ein Mensch getödtet wird, 
jsehen von force majeure oder eigener Schuld 

nicht haften, sofern dem Geschädigten der 
3rschuidens nicht gelingt. Wenn dagegen 
ä mobilen Betriebsmittels, z. B. eines Wag- 
einer Operation, die an GefäJirlichkeit nichts 
irbe eines gewöhnlichen Wagenfabrikanten 
I Mensch getödtet wird, so müsste ganz die- 
Lbgesehen von force majeure oder eigener 
idteten, auch dann haften, wenn der Geschä- 
Beweis eines Verschuldens erbringen kann», 
alten wir die Ausführungen des züreherisehea 
in Sachen Walder contra N. 0, B. vom 

und Sträuli contra N. 0. B. vom 6. Nov. 
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1877 desshalb für richtig, weil wie oben erwähnt die ur- 
sprüngliche ratio legis allerdings nicht vollkommen durch' 
geführt, aber ebensowenig aufgegeben worden ist *). Wenn 
nun sogar das Reichs-Oberhandelsgericht, welches aner- 
kanntermassen die Haftpflicht nur aus der eigenthüm- 
liehen Gefährlichkeit des Eisenbahnbetriebes herleitet, 
an diesem Erforderniss bei Anerkennung der Haftpflicht nicht 
festhält, sondern zugibt, dass dieselbe auch ausgedehnt 
werden kann auf Verrichtungen und Vorfälle, die nur 
mittelbar mit der Gefährlichkeit des Betriebes zusammen- 
hängen, wenn hierin das genannte Gericht nur aus Zweck- 
mässigkeitsgründen geleitet wird, so glauben wir, können 
auch wir, gestützt auf die ursprünglichen Motive des Gesetzes, 
die theilweise Ausdehnung der Haftpflicht rechtfertigen. 

Man braucht sich übrigens zu diesem Zwecke gar 
nicht von der Praxis des Reichs-Oberhandelsgerichts zu ent- 
fernen, sondern man kaiin dieselbe, wie sie in einzelnen 
der letzten Entscheidungen ersichtlich ist, nur consequent 
verfolgen. Das oben angeführte Urtheil zeigt, dass jener 
Gerichtshof den Grundsatz anerkennt, es genüge um die 
Haftpflicht der Bahnen festzustellen, wenn die Verrichtung, 
bei welcher der Unfall passirte, mittelbar und noth- 
wendig mit dem ganzen übrigen Eisenbahnbetrieb zu- 
sammenhängt, der eben durch seine Gefährlichkeit die 
Ausdehnung der Haftpflicht rechtfertigt. Der nämliche 
Grundsatz ist in weiteren Fällen ausgesprochen, Bd. XIX 
pag. 101, wo das Rangiren von Eisenbahnwagen als eine 
Betriebshandlung im Sinne des Art. 1 auch dann erklärt 
wird, wenn die Dampfkraft dazu nicht verwendet wird. 



') Vgl. oben pag. 58. 
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» t»er Eliüzer wjff WagHnöcni^^ber and erfaseit dem Airf- 
trarz: rn se&r firiher Xorzeflstande Waaöi xa raagirai: 

€» wnr'len. •Lemiiemä:^:} Wa^^^i ziisaBUBeiig!eäc&0be]i oimI 
aneüiamlerr^^hiLaeE:, es wurie ali?*) 'üfi^ Herstelliiiiff aaes 
Zntierf znm. Zwei!ke äeiner Befijniennic vortereifiet. Toiä 
R4mirir»ai der Vitz^m, in. dem änne. liass <fie WjgRÄ ur 
z*^reiii:irt otier n^parirt wordtai wärem Ht keine Bede. 
Als iiaiiiirtelbare Vorbereimiaz eines Zuges ram Be- 
&I1& seiner Befijrierrmir fiilJ: »iis ELmgir^i der Wagee 
anter Art. 1. Der Verklagte tritt »iem auüii in Walirii«t 
mir fir «ieii FiZ entj'^iren. wenn *las TLmpfr wn ohne Aä- 
wenifnuir von Damptkrafh 2*^s<!aieaii : allein, ancli dann Ter- 
liert das Eangiren niüht den Charakter dm» iin.m.ittel- 
baren Vorbereitunzsliaadlanz und «fie Anwendung 
einer Locomotive erhöht nur die besonderen •^fidireiL 
welche mit der Bewetrm^ der Eisenbahnnihrzeuge auf den 
S!hienen verbunden ^ind*. . . . 

RL XXL, pag: 354. Wenden der Loeomotrve anf d«* 
Drehs^üieibe zum Zwecke des ILuunrens ist ebenftills ein 
Act des Eisenbahnbetriebes: femer die wiflersprechenden 
EntjH!heide m: Bd. XIX. pag. IIS. Bd. XX^ pag. 151. 
B*L XXL pag. 243. Man sieht »lie Groize zwBchen den 
einzelnen UnfalTen niüht. bei denen die EEaftpdic&t ein- 
treten äoE oder nicht. In Bd. \ii, pag. 75 wird einon 
Arbeiter, der bei einer Dienstverrichtnng an einer Eisen- 
bahn-Trajectanstalt verunglückt, eine Entschädigung ge- 
sprochen. Dagegen sollen Bd. XVI, Xo. 93 Arbeiter bei 
Ausbesserung der Schienen und in einem weitem Fall*) 



*) Kah, a. a. O. pag. 25. — Archiv far Civil- und CrimiDal-Beckt, 
Bd. of*. pag; 24. 




— 73 — 

Arbeiter beim Aufgleisen und Wied 
gleisten Fahrzeugen für dabei erlitt 
nerlei Entschädigungsforderung habe 

In Bd. XIII No. ^8 wird ungei 
Unfälle in der Maschinenwerkstätte ' 
ständen» zur Anwendung des Art. 1 
mann"*") lässt die Bahnen haften f( 
Ein- und Ausfahren der Fahrzeuge 
kommen. Eger**) sagt nach Bd. '' 
ist nicht zu verkennen, dass die i 
nämlich das Putzen der für einen z 
Zug bestimmten Locomotive unter 
betriebes föllt.» 

Das Ausladen von Wagen, bef 
«todtemn Geleise stehen, gehört n 
Art. 1. Endemann hält jedoch die I 
bar, wenn der Wagen ausgeladen 
Locomotive am Güterschuppen hält 
Passagiergepäckwagen eines Personer 
Wo ist die Grenze? Es ist klar, da 
casuistischen Verfahren nicht zum 
streben beiträgt, den nothwendigen 
setzes conseqtient und durchgehen«: 
dieses Widerstrebens unter dem Vor' 
ungerecht belasten zu wollen, lässt r 
bestimmte Grenze zu ziehen, über wi 
gehen, hinter der man aber wieder« 
Haftpflicht aussprechen soll. 



*) EDdemann, a. a. 0- pag. 17, Not« 
**) Eger, a. a. 0. pag. 25. 
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nun voD den Bahnen gehaftet werden soll 
30 der Wagen, auch wenn es «von Hand» ge- 

XIX pag. 101, unter gegebenen UmBtändea 
eben von Fahrzeugen, ßd. X, pag. 411; beim 
r Locomotive auf der Drehscheibe, Bd. SXI, 
eim Putzen derselben, Bd. VIII, pag. 422; 
id Ausfahren der Fahrzeuge in die Remisen, 
etjenige nicht Ersatz för den Schaden erhalten, 
ten beim Aufgleisen eines Fahrzeuges, das 
1 ganzen Betrieb hemmt oder ganz hindert. 
Ausbessern der Schienenlagen, die fQr den 
ISO unmittelbar nöthig sind, als jene Ver- 

inbestritten, dass unser Gesetz im Entwürfe 
wollte als das deutsche Gesetz ; es ist nicht 
äs diese Absicht vollständig aufgegeben wurde, 
uns nichts, nach Vorgang des zürcherischen 
durch prinzipielle Auslegung des Gesetzes 
e Praxis innezuhalten. Wir sollen einerseits die 
eutschen Reichs-Oberhandelsgerichts befolgen, 
eselbe von Nutzen sein kann, andrerseits 
' ihm aber in seiner casuistischen Ausscheidung 
1 Fälle nicht zu folgen. Nach den Erwägungen 
chtes ist die prinzipielle Auslegung des Be- 
Betrieb» möglich. Wir möchten nun diese 
tahin versuchen: «Alle diejenigen Vor- 
d als beim Betriebe vorgekommen 
i, die entweder mit der dem Eisen- 
ebe eigenthtimlichen Gefahr verhun- 
oder die dem Eisenbahnbetrieb eigen- 
und dazu unumgänglich nöthig sind. 
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«wenn sie auch unmittelbar nicht mit besonderen 
«Gefahren verbunden sein sollten». 

Diese Definition lässt keinerlei Uebergriffe zu Un- 
gunsten der Eisenbahnen zu, denn wenn auf der einen 
Seite Reinigen, Rangiren, Ein- und Ausladen, Aufgleisen, 
Repariren der stehenden und zum unmittelbaren Dienst 
bereiten und nothwendigen Fahrzeuge als beim Betrieb 
unumgänglich nöthige Verrichtungen dazu gezählt werden 
müssen, so können auf der andern Seite Reparaturen der 
einzelnen Theile von Fahrzeugen und Vorfälle in den zum 
äusseren Betriebe gehörenden Dependenzen der Eisenbahn- 
unternehmung nicht hinzugerechnet werden, eben weil sie 
nicht unmittelbar nothwendige Verrichtungen sind oder 
weil derartige Unfälle nicht bei solchen Verrichtungen vor- 
gekommen sind. Somit ist es möglich, eine deutliche 
Grenze zu ziehen und dadurch der Unsicherheit der Praxis 
abzuhelfen. 

Für die Unterstützung unserer Ansicht wollen wir 
zunächst einige eminent practische Gründe sprechen lassen. 
Die Eisenbahnen selbst rechnen*) unbestrittenermaassen 
zum Betriebe die Dienstverrichtungen, welche bei der 
Unternehmung der Eisenbahn überhaupt vorkommen, z. B. 
alle Verrichtungen in Werkstätten etc., sie werden sich 
also jedenfalls nicht darüber beklagen können, wenn man 
den Begriff des Betriebes zwar ausdehnt, aber dabei immer 
noch weit hinter ihrer eigenen Definition zuillckbleibt. 

Der Erfolg eines Vorgehens in diesem Sinne würde 
dann auch die Zahl der Processe vermindern, indem liach 
Bestimmung der Grenze des «Betriebes» die herrschende 



Cit. Ober-Ger.- ürtheil vom 6. Nov. 1877, Erwägung 6. 



— 76 — 

gehoben wäre ufld der Zweifel weniger Aus- 
rfolg darböte. Endlieh ist diese Ausdehnung 
i geboten mit Rücksicht auf den cit. Art. 96 
es zum schweizerischen Obligationenrecht, da 
rch Anlehnung an die französische Prajtis es 

wird, für jeden Geschäftsherm eine ähn- 
icht aufzustellen für Dienstverrichtungen ihrer 

istimmte Definition des fraglichen Begriffes ist 
Ib geboten, weil der Artikel des schweizerischen 
laer von Eisenbahnen noch von Dampfschifffahrt- 
ngen spricht. Bei diesen kann man die Aus- 
er einzelnen Vorgänge nach Beispiel des Reichs- 
gerichts unmöglich durchführen. Das Ein- und 
r Waaren, das Reinigen der Maschine und des 
Fes z. B, der Räder wird hier doch nothwendiger- 
m Betriebe der Anstalt gerechnet werden müssen 
ürde man sich in die Nothwendigkeit versetzt 
eide Anstalten verschiedenen Maassstab anlegen 
Die engere Auslegung des Begriffs im deutschen 
eben durch die Rücksicht darauf*) unterstützt, 
tsche Gesetz ausschliesslich von Eisenbahnen und 
von Dampfschifffahrt-Untemehmungen spricht, 
icht darf uns bei Auslegung des gleichen Be- 
beeinflussen, im Gegentheil verlangt die Aus- 
I Gesetzes auch auf diese Unternehmungen eine 
dehnung des Begriffes «beim Betriebe», 
wollen wir noch zur Unterstützung anfuhren, 
!wungen sind, einen eigenen Weg zu suchen 

1. a. 0. pag. 31. 



r 
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und dass wir unmöglich der deutschen Praxis fortwährend 
folgen können. Das schweizerische Haftpflichtgesetz stellt 
im Art. 1, 3 Bestimmungen auf flir die Haft bei Unfällen 
während dem Bau der Bahn. Diese Bestimmungen stehen 
(vrgl. oben pag. ) mit verschiedener Haftpflicht den- 
jenigen gegenüber, welche für Unfälle beim Betriebe auf- 
gestellt sind. Wir müssen also eine genaue Grenze zwischen 
Bau und Betrieb ziehen. Diese Grenze ist im cit. Fall 
Frey contra N. 0. B. vom Bezirksgericht Zürich*) angedeutet 
worden und seine Ansicht ist auch vom Obergericht accep- 
tirt, wenigstens ist derselben nicht widersprochen worden. 
Die Grenze zwischen Bau und Betrieb wäre demnach die 
Uebergabe der Bahn für den öffentlichen Verkehr bei der 
officiellen Eröffnung der Strecke nach gelungener Probe- 
fahrt. Die Probefahrt gehört darnach zum Bau, sie bildet 
den Schlussact desselben, denn durch das günstige Resultat 
der Probefahrt wird constatirt, ob die Bahn fertig ist, ob 
alle Vorkehrungen getroffen und alle Vorschriften befolgt 
sind, welche ein sicherer Betrieb erfordert. Mangelt etwas 
an der Anlage der Bahn, so wird der Bau fortgesetzt, bis 
die Eröffnung des Betriebes möglich ist. Der Betrieb fängt 
nach unserem Gesetze erst an, wenn die gewerbliche Aus- 
beutung der Strecke beginnt, d. h. bei Beginn des gewerb- 
lichen Transportes von Personen und Gütern auf dem 
Schienenwege. Das Reichs-Oberhandelsgericht gibt diese 
Unterscheidung ganz auf: Bd. IX, pag. 142, 148; Bd. XIX, 
pag. 118; Bd. XX, pag. 151; Bd. XXI, pag. 243. Im 
letzterwähnten Falle bespricht das Gericht die Frage be- 
^ sonders weitläufig und gelangt zum Schlüsse: «Der «Be- 



% 



') Cit. Urtheil vom 15. Sept. 1877 in Erwägung 9. 
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einer Eiseobahn » setzt sprachlich keineswegs mit 
wendigkeit voraus, dass die Bahn bereits polizeilich 
Dommeo und dem ■ öffentlichen Verkehre, d. h. dem 
mmungsgemässen, regelmässigen Gewerbbetrieb über- 
n sei. Vielmehr darf von einem «Betriebe» einer 
L füglich schon dann gesprocheii werden, wenn eia 
>nenweg auf einem fertigen Bahnkörper zu einem he- 
iiungsgemäBsen Zwecke des Transportes von Personen 
Sachen benutzt wird, ganz ohne KUcksicht auf eine 
Q bewirkte polizeiliche Ahnahme und Eröffnung der 

Allerdings ist die Ansicht des Bezirksgerichtes Zürich 
iswegs als unumstösslieh zu betrachten, indem der- 
in besonders die bundesgerichtljehe Bestätigung*) man- 
AUein es ist nicht abzusehn, wie die nach unserm 
tze nöthige Abgrenzung von Bau und Betrieb anders, 
jr gegeben werden könnte, als es in jenem Urtheil 
lehen. Hier ist also ein Punkt, an dem die schwei- 
ehe Praxis von der deutschen abweichen muss, sie 
f das um so mehr, wenn es an anderem Orte geboten 
leint. , 

Beide Gesetze lassen die wichtige Frage ausser Auge, 
he Eisenbahn dann haftet, wenn ein Unfall auf einer 
;ke vorkommt, auf der mehrere Bahnen verkehren, 
verschiedenen Eisenbahn-Unternehmungen können dabei 
neinander auf gemeinschaftlicher Strecke oder neben- 



) Seither api'ach sich dm Bandeagericht im cit. Fall Frey'eche 
1 contra Nordoatbalin in seinem Urtheil vom 7. September 1878, 
V, pag. 440, in obigem Sinne aua. 
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einander auf der Strecke die sich im Eigenthum einer der 
beiden Eisenbahnen befindet, verkehren. Endlich v kann 
eine Bahn auf der Strecke einer fremden Bahn den Betrieb 
übernommen haben. Für diese Fälle stellt das Gesetz 
keinerlei Norm auf und die Schwierigkeit der Entscheidung 
zeigt sich in den verschiedenen Ansichten, die über den 
Punkt herrschen. (Entscheidungen des Reichs-Oberhandels- 
gerichtes, Bd. XXI, pag. 266 ; XXI, pag. 361 ; XXII, pag. 8 ; 
XXIII, pag. 1 f.) 

Bei unseren schweizerischen Gerichten sind über die 
nämliche Frage auch verschiedene Ansichten geltend ge- 
macht worden im cit, Falle Frey'sche Erben c. N. 0. B., vgl. 
Bezirksgericht Zürich Urtheil v. 15. September 1877 und 
Obergericht Zürich Urtheil v. IL Dez, 1877. 

Für die Entscheidung der Frage im englischen Recht 
gibt Simon pag. 7 ein Beispiel und die französische Praxis 
haben wir oben kennen gelernt. Im schweizerischen Gesetze 
ist die concessionirte Unternehmung haftbar erklärt ; betreiben 
nun mehrere Bahnen das Transportgewerbe auf der näm- 
lichen Strecke, so wird nicht darauf ankommen dürfen, 
wer Eigenthümer der Strecke ist, sondern darauf, in wessen 
Betrieb der Unfall vorgekommen, da jede Eisenbahn auf 
jener Strecke concessionirte Unternehmung ist. Im Falle, 
dass eine Bahn auf fremder Strecke den fremden Betrieb 
übernommen, wird nach Art. 3 die auf dieser Strecke con- 
cessionirte Unternehmung für den Vorfall haften, da sie 
für jeden Dritten haftbar erklärt ist, dessen sie sich beim 
Bau oder Betriebe bedient und es gleichgültig ist, ob dieser 
Dritte etwa eine andere Bahngesellschaft oder irgend ein 
anderer Unternehmer ist. 

Das Bundesgericht schliesst sich, Band IV, pag. 440 f.. 



ä den Bau betrifft, dieser Anschauung an; 
jedoch zur weiteren Entscheidung über die 
ion fQr Schadensersatzklagen, die aus jenem 
stehen könnten, alles Gewicht auf den zwischen 
m UntemehmungeD abgeschlossenen Vertrag 
JnifaDg der durch diesen Vertrag abemom- 
und Pflichten.*) 

2 bietet auch das « eigene Verschulden » 
kten, als Abweisungsgrund für den Entschä- 
:h, ein weites Feld für die Besprechung, 
essen des Richters hat dabei den grössten 
e deutsche Praxis spricht sich in mehreren 
aber aus: Entscheidungen des Reichs-Ober- 
? : Bd. XEC, pag. 27, pag. 296; XX, pag. 135 ; 
3. 



tachten von Prof. Dr. Regelabcrger in Wfirzbnrg, 

bei J. J. Ulrich, 

teil 70D Prof. Dr. Endemann in Bonn, Zßrich, bei 

'ßsBli & Co., 

wtehende Ansichten über die Frage der Fassiv- 

treten, im Falle eine concesaionirt« Unternehmiing 

ir zweiten concesaionirten üntemelimuDg anf deren 

>rgt. Die angeführten Schriften konnten nicht mehr 

ksichtigt werden, sie beschränken sich Qbrigens fast- 

uf jene einzige Frage. 

ie Drtheile sind ferner in der zürcherischen Praxi* 

t worden and zwar in erster Instanz : 

a Nordostbahn vom 30. Januar 1878 ; 

ra Nordostbahn vom 30. Jannar 1878 ; 

;ra Nordostbahn vom 16. März 1878 ; 

it örtheilen vom 13. Octoher 1878. 
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In diesen Fällen, die zwar zum Tbeil nicl 
betriebe voi^ekommen, wird der Grundsatz a 
es aolle die Haftung bei jedem, auch dem le 
schulden des VerunglQckten, aufhören. Den 
gegenüber dUrfe jedoch nicht der Maassstab 
eines Dritten angewendet werden, sondern e 
nehmen, ein Eisenbabobediensteter müsse soga 
Verrichtungen eioigermassen die Vorsicht . 
lassen, dass desshalb für dieselben ein best 
von Voreieht als Norm dienen müsse, indi 
vorsichtigen Beamten der Bahndienst gar n 
könnte. 

Das schweizerische Bundesgericht hat 
cit. Fall (Eotseh. B. IV pag. 171 f.) die Fra: 
vei^chuldens behandelt. Unserer Ansicht m 
der Entscheid kein glücklicher, indem einme 
liehe Grundsatz ausgesprochen wird (Erwägunj 
von der Bahngesellschaft kein strenger Bewe 
Verschuldens des Beschädigten gefordert wer 
wird der beabsichtigte Schutz der Betheiligl 
gemacht und die principielle Umstellung der 
zur blossen Form herabgedrückt Dann findet es 
sthon in einer Unvorsichtigkeit, bei AusOhi 
erkannten Dienstverrichtung , einen genügi 
zur Ausscbhessung eines jeden Entscbädigun 
Diese beiden Gesichtspunkte sind aber zur E 
Zweckes unseres Gesetzes so wichtig, dass d 
verfehlt werden kann, wenn sie zu enghen 
werden. Gerade in der Auflegung der Bew* 
an die Gesellschaften ersieht man die Abs 
gegenüber den durch ihre Stellung bevorzugt 
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1 Klägern eiae ausnahmsweise günstige Stellung ein- 
imen zu wollen. Es ist aber jetzt Aufgabe der Gerichte, 
le Absicht auch zu realisiren. In der Entscheidung 
r Frage des Selbstverschuldens ist das deutsehe Reichs- 
erhandelsgericht jedenfalls auf dem richtigeren Wege 
il es steht zu erwarten, dass jenes bundesgerichtliche 
theil kein normgebendes endgültiges Praejudiz bilde. 

Ein weiteres Urtheil des Reichs - Oberhandelsgerichts 
. XX, pag. 135 behandelt das concurrirende Verschul- 
1 der Bahnverwaltung reep. des Beamten mit demjenigen 
i Verunglückten. Das Reichs-Oberhandelsgericht gelangt 
dem Schlüsse, dass oder gemeinrechtliche Grundsatz, 
is jedes eigene Verschulden des Beschädigten, sofern 
r dem Urheber des Schadens kein dolus zur Last föUt, 
1 Entschädigungsanspruch ausschliesst , für die Änwen- 
ng und das Verständniss des Art. 1 als allgemein gültig 
;ht anzuerkennen sei. Vielmehr sei Abwägung des bei- 
rseitigen Verschuldens hinsichtlich der Art und des 
ades, sowie des Einflusses desselben auf den eingetre- 
ten Unfall erforderlich». 

Das oben zuletzt citirte Urtheil Bd. X5II, pag. 313 
handelt das eigene Verschulden bei einem Unfall durch 
iwilligen Rettungsversuch eines Verunglückten und rQ- 
nirt: «Die ungeheissene Vornahme eines Rettungsver- 
:heB kann an sich nicht als Verschulden .... angesehen 
rden , die Frage , ob eigenes Verschulden des Verun- 
tckten vorhanden war , ist vielmehr unter Berücksich- 
ung der Gesammtheit der Umstände des Falles zu prüfen 
d es kann bei dieser Prüfung der verfolgte Zweck mög- 
terweise sogar nach der Richtung in Betracht kommen, 
! Handlungen, welche, wenn bei Gelegenheit 



des gewöhnlichen .... Betriebes vorgenommen, als schuld- 
hafte zu qualifiziren wären , nicht als solche erscheinen 
lässt» Es ist dies hauptsächlich mit Bezug auf- 
feile beim Bergbau ausgesprochen, die gleichen Gesi 
punkte würden aber auch beim Bahnbetriebe Geltung hi 

Vergl. über englisches Verfahren oben , pag. 26 
über französische und nordamerikanische Praxis , 
a. a. 0.*) 

Der Artikel 4 des schweizerischen Gesetzes ist 
vergl. Dr. Fick, Motive**). Der Getödtete oder Verl 
soll dann seines Entschädigungsanspruches verlustig 
klärt werden, wenn nachgewiesen wird, dass er sich d 
eine verbrecherische oder unredliche Handlung odei 
wissentlicher Uebertretnog polizeilicher Vorschriften 
der Unternehmung in Berührung gebracht hat und 
auch dann, wenn der Unfall ohne sein Verschulden 
getreten sein sollte. Die Bestimmung ist fast wörtlicl 
erste Satz des Art. 2 des Entwurfes, sie wurde desi 
aufgenommen, um dem Dilemma zu entgehen, we 
durch das Stillschweigen des deutschen Gesetzes in 
deutschen Praxis***) hervorgerufen worden ist. 

Die nationalräthliche Cominission , welche auch 
den Ausschlag gegeben, äussert****) sieh über dieser 
tikel : «Mit dem ersten (heutigen) Theil dieses Artike 
die Comniission im Wesentlichen einverstanden. Ej 
handelt den Fall des eigenen Verschuldens des Verle 



*■) A. a. Ü. pag. 53, Anm. 1. 
••) A a. 0. pag. 149 f. 
'") EDdemann, a. a. 0. pag. 30. 
"•') Bwndes-Blatt 1874, KI, pag. 281. 
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otgt in dieser Beziehung den Grundsätzen des ge- 
a Rechte und zwar in den Termen des franzö- 

Q Rechte Es scheint ihr ganz klar zu 

lass, weuD z. B. Jemand in bewusster Kenntniss des 
senden polizeiliehen Verbotes auf dem Bahnkörper 
hirt, er die Folgen eines daraus entstehenden Un- 
ifalles an sieb selbst tragen muss. Ebenso kann wohl 
ige, der verbotene Artikel in einem Wagen unter- 
, keinen Schadensersatz fordern, wenn selbst der 
, der sie zerstört, ohne sein Verschulden eingetreten 
ollte. Es scheint uns durchaus nothwendig, auf diese 
Rücksicht zu nehmen , da sie sich nicht unter die 
ication ovon verbrecherischen und unredlichen Hand- 
ln rangiren lassen». 

lie Aufnahme dieser Bestimmungen in das schwei- 
he Gesetz ist fQr die Auslegung desselben von grossem 
äil und wird, wenn auch die Anwendung eine seltene 
^ird, ausgedehnter Meinungsverschiedenheit Ober die 
hnung des « eigenen Verschuldens » die Spitze ab- 



»as deutsche Reichs-Haftpflichtgesetz kennt , wie wir 
)en]erkt haben, nur eine Entechädiguog für diejenigen 
Igensnachtheile, welche unmittelbar durch die Töd- 
jder Verletzung eines Menschen hervorgehen. In den 
I, 9 des schweizerischen Gesetzes tritt uns abermals 
1 weitergehende Tendenz entgegen für Schaden, der 

den Eisenbahnbetrieb hervorgerufen wird, so weit 
öglich und in jeder Richtung Ersatz für den Beschä- 

zu bieten. Diese Ausdehnung des schweizerischen 
les auch auf Sachbeschädigung stimmt sehr wohl 
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ülserein mit der StelluDg , als eines dauemdei 
Materie endgültig regelnden Gesetzes. Der Ma 
ähnlichen Bestimmung ist im deutschen Gesel 
fohlbar und es kann demselben nur mit Beizi 
Hülfe des Handels-Gesetzbuches und der Particu 
gebung abgeholfen werden. 

Die Motive sprechen sich darüber aus*) : E 
der mindeste Grund einzusehen, warum nicht ai 
bei der Tödtung oder Verletzung eines Mensehe 
gegangenen oder beschädigten Sachen, welche ( 
fende unter seiner eigenen Obhut mit sich führt« 
wegen der Tödtung oder Verletzung nicht hüt' 
Entscbädigimg geleistet werden solle. Man den 
die wenigstens schon in anderen Ländern wirk 
kommenen Fälle, wo Fassagiere mit ihrem Hand) 
ihren Equipagen oder Angestellte und Arbeiter 
kleinen Habseligkeiten beim Uebergang über ei 
von einem Strome oder See verschlungen oder 
siren eines Tunnels durch einen Einsturz begrabi 
Warum sollen hier die Erben des Getödteten, 
Voraussetzungen des Art. (1, 2) vorliegen , ui 
überhaupt Entschädigungspflicht begründet iat, 
Ersatz für die bei diesem Unfälle verlorenen oo 
digten Sachen des Getödteten fordern könner 
soll der bei einem solchen Unfälle vergraben 
Wasser gestürzte Arbeiter, wenn er mit einigen ■ 
gen davonkommt, aber alles, was er mit sieh f 
lor, bloss die Heilungskosten für seine Wunden 



") Dr. Fick. Die Bchweizeriachen Rechtseinlieitabi 
pftg. 159 f. 



Ersatz für seine ruinirten Kleider, die verlorene Uhr 
Börse fordern können?» 

Die Bestimmung ist ein Gebot der Rücksicht auf das 
«eine Wohl des mit der Transport-Anstalt verkehren- 
Publikums. «Die betreffenden Anstalten sollen alle 
lenkbaren Maassregeln ergreifen , durch welche das 
1 und die Gesundheit der Personen, die sich ihrem 
;te widmen oder contractlich sich ihnen anvertrauen, 
doch ohne ein Verbrechen , eine Unredlichkeit oder 
ntliche Polizeiübertretung zu begehen, mit ihnen in 
irung kommen, gesichert sind». Innert der Grenzen 
ieltungsgebietes des vorliegenden Gesetzes sollen sie 
wissen Fällen für Zufälle einstehen und auf diese Art 
tolle des Versicherere übernehmen für allen Schaden, 
leim Betrieb der Anstalt sowohl an der Körper-, als 
ir Vennögensintegrität entstehen kann. 
Der Schlusssatz ist aufgenommen worden , um durch 
Iben Ungerechtigkeiten zu vermeiden. Den Transport- 
ilten sollen nicht zu weitgehende Verantwortlichkeiten 
bürdet werden können. Nach der ursprünglichen Fas- 
des Artikels hätte die Transport-Anstalt auch verant- 
ich gemacht werden können fUr Beschädigungen, z. B. 
lendiebstäble , welche sich Reisende in den F"*"-- 

zu Schulden kommen lassen und diese zu 
thnung ist ähnlich wie im Art. 2*) unmöglich gec 
in. 

Der Art. 13 des schweizerischen Gesetzes steht ■ 
jelbstständig da. Im Gegensatz zum deutschen Ge 
9 hebt derselbe ausdrücklich alle bundesgeset^l 

BandcB-Blatt 1874. 1.. png. 895. 
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und caatonalrechtlichen Vorschriften, ( 
Gesetze nicht übereinstinimen wtlrden, 
also auch abweichende Schadensberechni 
gehende Ersatzansprüche, wie dieselben 
cantonalen Gesetzen vorkommen könnten, 
Um aber hierin den billigen und gere 
der einzelnen Cantonsgesetzgebungen, ; 
Civilg6setzbuehs§§ 1844, 1845, nicht nai 
erweislichem dolus und culpa lata aue 
Vermögensnaehtheilen dem Verletzten 
bliebenen des Getödteten eine angemess 
zuerkannt werden kann, wurde im Art 
Bestimmung aufgenommen für Entsehä 
gewiesenem dolus und culpa lata. D 
Particular-Recbte ist ein unleugbarer Vo 
rischen Gesetzes und hebt den oben be 
der Stellung beider Gesetze in ihrem 
besonders bezeichnender Welse hervor. 
Schrift betreffend die Aufhebung aller 
Reglements der Transportanstalten finde 
reichischen Gesetze und ebenso .im Art, 
Hier werden alle privaten Abkommen 
gegen die öflfentliche Wohlfahrt Verstoss 
Schrift auch auf die Reglemente der ' 
welche eine erweiterte Haftung ablehne 
wendet. 

Die Ersatzansprtiche, welche aus der 
gewährt werden, verjähren in zwei Jah 
zwar läuft die Frist von dem Tage an, 
Tödtung, Verletzung, Zerstörung oder 
ziehungsweise das Abhandenkommen 



*) war man darüber eio^, die Ver- 
lirungsfrist des deutschen Gesetzes 
ollen. Es soll hier für die Hinter- 
sten die Frist erst vom Tode an, 
^h dem Tage der Verletzung eintritt, 
iese verschiedene Frist wurde dess- 
i, um dadurch den möglichen Miss- 
!ifeln, welche eine ähnliehe Bestim- 
n, auszuweichen. FOr alle, einen 
I begründenden Vorfälle (Tödtungen 
rde die den Anspruch begründende 
er Verjährung angenommen. «Dabei 

selbst, dass, wenn es sich zunächst 
Qg zu baudeln schien, die sich erst 
g herausstellte, nicht der Tag der 

Todestag für alle in Frage kommen- 
;en wegen Tödtung als Anfang der 
lat. Ob und wie lange ein Todes- 
m ursprünglichen Unfälle eintritt, 
im Sinne des Gesetzes zu betrachtea 
Bdem einzelnen Falle nach freiem 

zu entscheiden sein.» 
Ute für Fälle nachgewiesener Arglist 
it die cantonalen Verjährungsbestim- 
ie Gommission des Naüonalrathes***) 
j viele Händel entstehen könnten. 
ie sein, ob unter dieser Arglist und. 



iiLg. 168. Bundee-Blatt 1874, I, pag. i 
i, 1, pag. 902. 
I, III, pag. 285. 
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groben Fahrlässigkeit der Transportanstalt auch solche 
einzelner Angestellter zu verstehen sei? In zweiter Linie 
wird in allen Fällen wohl die Vorfrage aufgeworfen werden, 
ob grobe Fahrlässigkeit vorhanden gewesen sei? Der 
Kläger, der die erste Verjährungsfrist versäumt hat, wird 
dies behaupten, der Beklagte wird es bestreiten, so dass 
über diesen Punkt ein Vorprocess nothwendig werden wird. 
Bei dieser Sachlage geht gerade der Vortheil verloren, den 
man mit dem Institut der Klageverjährung anstrebt, näm- 
lich die Rechtssicherheit nach einem gewissen Zeitraum. 
Ihre Commission glaubt, es sei viel besser, eine einheitliche 
Frist festzustellen und dieselbe dafür etwas zu verlängern; 
sie schlägt Ihnen daher vor, eine einheitliche Durch- 
schnittsfrist von 2 Jahren anzunehmen». 

Die zweijährige Verjährungsfrist ist unserer Ansicht 
nach passend gewählt. Für die Entschädigungsklage aus 
einem Todesfall konnte möglicherweise auch eine kürzere 
Frist, wie sie ursprünglich vorgesehen war, genügen. 
Anders ist es bei Klagen wegen Verletzungen. Während 
in jenem Fall die Hinterbliebenen sogleich wissen kön^en, 
was für einen Anspruch sie billigerweise erheben dürfen, 
um sich für den Verlust des Ernährers zu decken, ist bei 
einer Verletzung oft eine langwierige Cur nöthig und es 
ist möglich, dass innert zwei Jahren der Verletzte noch 
nicht im Klaren ist, wie weit die Heilung gelingt und wie 
weit er an seiner Erwerbsfähigkeit gestört worden ist. Die 
gestellte Frist wird aber immerhin nur äusserst selten zu 
Unbilligkeiten führen und in den meisten Fällen genügen. 
Steht eine Unbilligkeit zu befürchten, so kann der Richter 
immer noch zu Art. 6, 2 seine Zuflucht nehmen. 
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1 des schweizerischen Gesetzes, Art. 5, 
hen Bestimmungen in den Art. 3, 7 
dass auch die Auslegung deraelbeo 
eorie nicht abzuweichen braucht 
ies Reicha-Oberhandelsgerichts Bd. 
SI, pag. 412. 

Dr. Fick a. a. 0., pag. 153. ' 
, pag. 40 fg. ; Kah a. a. 0., pag. 87 fg. 
g. 231 fg. 

Dr. Fiek a. a. 0., pag. 158 fg. 
)., pag. 74 fg.; Kah a. a. 0., pag. 

g. 410 fg. 



Schluss. 



Am Ende unseres Weges angelangt werfen wir recapitu- 
lirend einen Blick auf das Ganze zurück. — Das deutsche 
Haftpflichtgesetz und im Anschluss an dasselbe das schwei- 
zerische Bundesgesetz haben , gedrängt durch die sich 
täglich mehrenden Anforderungen der Rücksicht auf die 
öffentliche Wohlfahrt, entfernt von den Grundsätzen des 
gemeinen Rechts, auf neuem Boden eine Norm aufge- 
stellt für die Ersatzpflichtigkeit einzelner monopolisirter, 
besonders gefährlicher Industrien. Den gleichen Zweck hat 
das französische Recht im Code civil und durch die ent- 
sprechende Praxis der Gerichte schon seit langem erreicht. 
Das französische Recht hat durch die Ausbildung und Aus- 
dehnung einer ursprünglich gemeinrechtlichen Institution 
allen den Bedürfnissen in vollstem Maasse Genüge zu leisten 
verstanden , welche durch die Fortbildung der modernen 
Industrie- Verhältnisse geboten schienen. 

Die deutschen Einheitsbestrebungen auf dem Boden 
des Rechts schreiten emsig weiter und finden im deutschen 
Volke die beste Aufnahme und den freudigsten Anklang, 
sie werden aber voraussichtlich , bei aller Annäherung 
an das französische Recht, doch nicht bis zur Recipirung 
des französisch-rechtlichen Grundsatzes des Art. 1384 vor- 
gehen. Der Entwurf eines schweizerischen Obligationen- 
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1 sucht in erfreuHchater Weise die Vorzüge 
rundsätze zu vereinigen und lehnt sich be- 

an das französische Recht an. Es ist zu 
lie Arbeit unserer Gesetzesredactoren nicht 
setzten Sisyphus-Arbeit werde, sondern dass 

Ausarbeitung und Annahme des schweize- 
ionen-Rechts die Segnungen des neuen Bun- 
chkeit werden und dass durch die unüber- 
heile einer Godificirung des einheitlichen 
B Schatten erhellt werden , welche die bis- 
i der Neuerungen im schweizerischen Volke 

ißssische Bundesgericht wird in der nächsten 
it haben , sich über die von uns kurz be- 
1 auszusprechen. Es vrird dies principiell 
nner Weise, welche endlich jeden Zweifel 
tfragen heben wird, die bei der vagen Äus- 
iseres Haftpflichtgesetzes aothwendig ent- 

Durch einen durchschlagflr 
ert der Zweifel die Aussicl 
und der oft schon genuf 
tsfort gezwungen , sein B 
erkämpfen zu müssen. Dac 
lerheit auf diesem Gebiet 
humane Bestrebung des ( 
it nun dieser kleine Versu 
n auf das noch unbebai 
rksam gemacht, — so hat 
erreicht. 



THESEN. 



1. Das pignns nominis gibt dem Pfaniii 
jus exigendi gegen den Schuldner c 
denmg. 

2. Die Haftpflicht der Transportanstalt' 
Bundesgesetz vom 1. Juli 1875 ist ne 
und der aquilischen Haftptücht ex le( 

S. Das Progressivsystem im Steuerwesei 

4. Es ist nicht richtig, dass mit dem 1 
auch die Vollstreckung der rechtskr 
strafe dahinfaJIe. 

5. Im Bundesstaate muss die Legislativ 
gebildet sein. 
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